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„. . die Reihen dicht geſchloſſen 
Die wirtſchaſtliche Unſicherheit und Not laſtet doppelt Für die Bedürftigen unſeres Standes wollen wir 


ſchwer auf allen treuen Mitkämpfern unſeres Verbandes.] weiter ſorgen und uns gerade jetzt im Winter ihrer an⸗ 

In der Dienſtſtelle ſteht der einzelne unter dem Druck ver- nehmen. 

ſchiedener, uns allen gut bekannter Stellen, die ihm immer Opferwille und Tatkraft, Mut und Ausdauer, ver- 

wieder die Entfernung von feinem Arbeitsplatz androhen bunden mit hollegialem Geiſt, dies ſeien die Leitſterne bei 

und unter dieſem Merkmal weitere Zugeſtändniſſe abzwingen. unſerer weiteren Arbeit. 

Anerhörte Arbeitsbedingungen werden einer Reihe unſerer Rur die Stärkung unſerer Berufsorganiſation nach 

Mitglieder diktiert. innen und nach außen kann uns vorwärts und aufwärts 
Ein Opfer nach dem anderen wird gefordert. Großes | bringen. 


Untecht wird beſonders denen zugefügt, die ſich einzeln zu Deshalb ergeht der Aufruf an alle unſere Mitglieder 
wehren haben. zur tatkräftigen, ernſtlichen Werbearbeit. Aus eigener Er⸗ 

Wo wir helſen konnten, haben wir unſeren Kollegen ae wollen Diele deutſche kauſmänniſche Angeſtellte in 
geholſen. Alles nur Menſchenmögliche haben wir getan. unſeren DH eintreten. 


— Sie den richtigen Weg zu führen, muß eine Führer⸗ 
Alle Kollegen konnten wir leider von dem ſchweren aufgabe jedes einzelnen Mitarbeiters und Mitgliedes unſeres 
Los der Stellenloſigtzeit nicht befreien. Willkür und Rück- Verbandes fein. Alle Vorbedingungen, die wir an beſonderer 


fichtslofigkeit der Wiriſchaſtsmachthaber, die verworrenen | Stelle veröffentlichen, find jetzt gegeben. Es gilt alſo zu handeln! 
Verhältniſſe in unſerer oberſchleſiſchen Heimat haben uns 


. 5 Schließen wir uns immer feſter zuſammen in unſerer 
daran gehindert. ließ feſter zuſ fü 


Notgemeinſchaft, dann beſtimmen wir unſer Schichkſal ſelbſt, 
Aber legen wir uns doch einmal die Frage vor, mie | dann find wir die Macht, die Einfluß ausüben kann, 
es denn ohne die Tätigkeit unſeres Verbandes geworden Wie machtlos iſt der einzelne im heutigen Wirtſchafts⸗ 
une: leben; wer feine Rechte gewahrt milfen will, kann dies nur 
Die deutſchen Angeſtellten hier bei uns, leider aber | durch einen ftarken Verband. Mag die Zeit auch noch fo 
noch nicht alle, haben in den ſchweren ſozialen Kämpfen ſchwer fein, nur durch Selbſtvertrauen, ſtarkes Wollen und 
der letzten Jahre längſt die Bedeutung unſeres Berufsver- entſchloſſenes Handeln werden die Hinderniſſe, die ſich heute 
bandes erkannt und wiſſen, daß fie ohne dieſen nicht mehr | in den Weg ſtellen, beſeitigt werden. 
auskommen können. Wir wollen Kämpfer in unſerem Beruſe ſein, denn 
Und dennoch bringen Zeiten wirtſchaſtlicher und poli-] wir haben ja den Arbeitsplatz der uns anvertrauten Berufs⸗ 
tiſcher Kriſen, wie die gegenwärtige, eine Gefährdung des | Kollegen zu verteidigen. Nur dann lönnen die deutſchen 
Gewerkſchaftswollens und der gemerkfchaftlichen Geſchloſſen-[ Volksgenoſſen lebendige Glieder der Volksgemeinſchaft fein 
heit und Einigkeit der Angeſtelltenſchaft mit ſich. und ſtandhaſt bleiben, wenn ſie eine Exiſtenz beſitzen und 
Daraus ergibt ſich die Notwendigkeit, in dieſer Notzeit fen Lebensunterhalt und den ihrer Angehörigen ſorgen 
immer mehr zuſammenzuhalten und uns in eigenen Reihen 3 


5 1 f i x Nur unter dieſen Umſtänden wird unſer Meinung nach 
ende nr Hirte uniere jede deutſche Bewegung einen dauernden Beſtand haben. 


Harte Kämpfe ſtehen uns in Zukunft bevor. Wenn 
wir alle künftig friſch aus Werk gehen, dann hat der Ber: 
band, aber auch jeder einzelne ſelbſt, den größten Nutzen 
davon. Frei von allen Einflüffen, wollen wir unſere 
Arbeit auf allen Gebieten auch in Zukunft verrichten. 
Der Vertrauensmann einer jeden Gliederung unferes 
Verbandes muß Führer ſein, zeige ſich jeder dieſes Ehren⸗ 
titels würdig. 


Wer unbeirrt vom Schickſal in Ausdauer und mit 
Zähigkeit feinen Weg fortſetzt, darf die Hoffnung in ſich 
tragen, daß eines Tages auch ihm wieder die Sonne ſcheint. 


In Treue feſt! Das laßt euch nimmer rauben! 
Es iſt des Daſeins güldnes Zauberband. 

Treu unſerm Werk und unſerm Gottesglauben — 
Treu unſerm Volk und unſerem Verband. 


Kor. 
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„Monatsweiſer“ 


8. Jahrgang. 


Die Sozialpolitik in Deutſchland. 


Das Verhältnis zwiſchen Unternehmer und Arbeitnehmer 
fällt einer grundlegenden Neugeſtaltung anheim. Arbeit iſt keine 
Ware, und der Unternehmer ſoll die Freiheit des ſchöpferiſchen 
Unternehmers erhalten, — reſtlos! Aber dafür erhält er volle 
Verantwortung für die ſeinem Werk anvertrauten deutſchen 
Arbeitsbrüder. Wir werden nicht fragen, wie hoch durch ſeine 
Tätigkeit ſein Bankkonto ſtieg, man wird ihn aber fragen, 
wie er für ſeine ihm anvertrauten Mitarbeiter ſorgte! Der 
völkiſche Staat verlangt volle Rechenſchaft! Die neue Ein⸗ 
ſtellung zweier bisher feindlicher Teile, die nunmehr Arm 
in Arm als gleichwertige Partner, aufeinander Rückſicht nehmend, 
zueinander verpflichtet, wirken, bedingt eine völlige Aenderung 
des Arbeitsvertrages. 

Der Arbeiter iſt keine Maſchine, darf ſich nicht als Sklave 
fühlen. Er hat als Mitarbeiter ſeines Unternehmens Anſpruch 
auf gerechten Anteil am Ertrag der gemeinſamen Arbeit. Darin 
liegt die Ehre des Arbeitsverhältniſſes, und darin erwächſt 
jene Arbeitsgemeinſchaft, die der marxiſtiſch⸗liberaliſtiſche Staat 
auf dem Boden des Klaſſenkampfes nie zu erreichen vermochte. 
Man brüſtete ſich einſt zwar mit den „Errungenſchaften“ der 
Novembermeuterei 1918, — nie aber iſt es dem Arbeiter ſchlechter 
gegangen, als in den 14 Jahren des marxiſtiſchen Regiments. Der 
kommende Arbeitsvertrag ſoll und wird die Grundlage eines glück⸗ 
licheren und beſſeren Verhältniſſes ſein, wenn er aufgebaut 
wird auf die Schickſalsverbundenheit von Unternehmer 
und Arbeiter, auf dem perſönlichen, gegenſeitigen Treue⸗ und 
Vertrauensverhältnis und dem perſönlichen Leiſtungsgrad 
beider Vertragspartner. Es ſteht nicht mehr das materielle 
Intereſſe beider im Vordergrunde, ſondern die Treuepflicht zuein⸗ 
ander und die Pflicht zur Arbeit und zum Dienſt am Geſamtwohl 
des Volkes. Demzufolge wird der Arbeiter über die ihm 
vorgeſchriebenen Pflichten hinaus all ſein Können für Erhaltung 
und Ausbau ſeines Betriebes einſetzen, — der Unternehmer wird 
ſich auf ſeine Mitarbeiter verlaſſen können und ſich nicht nur 
um das wirtſchaftliche Wohlergehen, ſondern auch um die ſeeliſche 
und ſittliche Lage des Arbeiters bekümmern. Dieſes enge 
Verhältnis der Kameradſchaft bedingt die Ueberwindung der 
Unſicherheit der wirtſchaftlichen Exiſtenz des Lohnempfängers. 
Der ſchriftliche Arbeitsvertrag wird die feierliche Urkunde eines 
beiderſeitigen Treueverhältniſſes ſein. Kündigungen von lang⸗ 
jährigen Arbeitern müſſen einer Genehmigung durch eine unab⸗ 
hängige ſtaatliche Stelle haben — nach 10⸗ oder 12-jähriger 
ununterbrochener Arbeit darf es Kündigungen nur noch aus 
wichtigem Grunde geben, während der Arbeitnehmer, als der 
wirtſchaftlich Schwächere, kürzeres Kündigungsrecht genießen darf. 

Stillegungen von Betrieben ſtehen nicht in dem Belieben von 
einzelnen, ſondern unterliegen der Ueberprüfung durch ſtaatliche 
Organe. Es gilt, auch älteren und vor allem verheirateten Arbeit- 
nehmern das Recht auf Arbeit zu ſichern. Die Belegſchaften 
müſſen ſich daher aus beſtimmten Altersgruppen zuſammenſetzen. 
Die Reihenfolge der Einſtellungen iſt vorzuſchreiben. 

Wenn die Wertſchätzung des Arbeiters von der Leiſtung 
ausgeht, ſo muß auch ſein Lohn die Leiſtung als Grundlage 
haben. Die unterſte Lohngrenze, beſtimmt vom notwendigen 
Exiſtenzminimum, iſt zu ſichern — der eigentliche Lohn wird 
hieraus, aus den Leiſtungszuſchlägen, aus der Gewinnbeteiligung, 
aus Prämien ujw. beſtehen. Leiſtungszuſchläge beſtimmt der 
Unternehmer unter Mitwirkung der Betroffenen; ein Kontroll⸗ 
recht iſt einzubauen und ein beſtimmter Hundertſatz der geſamten 
Lohnſumme als Leiſtungszuſchläge der Belegſchaft auszuſchütten. 
Gewinnbeteiligungen richten ſich nach dem Betriebsgewinn. 
Betriebe von Ausländern ſind höher zu belaſten als deutſche. 

Erholung und Kräftigung des Arbeiters zu neuem 
Wirken liegt im Intereſſe der Geſamtheit, des Werkes und 
des Arbeiters ſelbſt. Ihm iſt daher alljährlich ausreichend mehr⸗ 
wöchiger Urlaub bei Fortzahlung des Lohnes zu gewähren. 
Die Arbeitszeit darf nicht mehr allein vom Produktionsbedürfnis 
beſtimmt werden, jondern ebenſoſehr von der Rotwendigkeit 
pfleglicher Behandlung der Arbeitskraft. Arbeitspauſen müſſen 
der weiteren Erhaltung der Arbeitskraft dienen. 


Die Gleichwertung des deutſchen Menſchen als Arbeiter 
und als Staatsbürger ergibt eine neue Betrachtungsweiſe des 
Perſönlichkeitsſchutzes. An erſter Stelle ſteht hier die 
Wohnungsfrage. 

Ein geſundes, wehrwilliges und ſittlich hochſtehendes Volk 
darf nicht in ärmlichen oder ungeſunden Wohnlöchern zuſammen⸗ 
geduckt hauſen! Vom nationalen und ſozialen Standpunkt iſt 
die Förderung des Wohnweſens ſozialpolitiſch von weittragendſter 
Bedeutung. Beſſere Wohnungen ergeben beſſere Heiratsmöglich⸗ 
keiten, Vermehrung der Geburten, gejündere, tüchtigere Kinder, 
Wiederaufbau deutſcher Kultur, Hebung geſunder Moral, Beſ⸗ 
ſerung des allgemeinen Geſundheitsſtandes. 

Jeder Deutſche muß ſeiner Begabung entſprechend beſte 
Schulung genießen. Sozialpolitiſche Forderung hierbei iſt 
der Schutz derer, die wirtſchaftlich gehemmt waren oder ſind, 
den ihrer Vegabung entſprechenden Bildungsgang durchzumachen. 
Schon in früheſter Jugend ſind berufliche Begabungen nach⸗ 
haltig zu fördern. Für die Berufswahl ſind dreierlei Voraus- 
ſetzungen zu prüfen: Begabung, geſundheitliche Eignung und 
die Arbeitsmarktlage der einzelnen Berufe. Es iſt wohlver⸗ 
ſtandene Wahrung des Geſamtwohles der Nation, Arbeitsſtellen 
mit den beſtbegabteſten Kräften zu beſetzen; die Zuweiſung 
der jungen Menſchen in ihre Berufe iſt daher nicht mehr allein 
Sache des einzelnen, ſondern auch des Staates; Berufsberatung 
und Lehr⸗Stellenzuweiſung ſind daher weitgehend auszubauen. 
Grundſätzlich wird jedem Deutſchen die Pflicht beſonderer Be⸗ 
rufsausbildung auferlegt. Die Feſtlegung des beruflichen 
Ausbildungslehrganges iſt ebenſo wichtig, wie die Einführung 
des Fortbildungsſchulzwanges für alle jungen Erwerbstätigen. 
Neben der beruflichen Ausbildung iſt hier die Erziehung zum 
Staatsbürger von ſtaatstreuen Lehrern durchzuführen. 


Rotwendig ift die Sozialverſicherung. In allen Eins 
richtungen ſanierungsbedürftig, harrt ſie der Reform. Spar⸗ 
ſamkeit und Einfachheit in der Verwaltung treten an die 
Stelle marxiſtiſcher Geldverſchwendung. Es iſt aber auch 
ſozial, unſittliche und ungerechtfertigte Ausnützung der Sozial⸗ 
verſicherung zu verhindern. Wer ſich mit einer ſolchen Schuld 
belaſtet, iſt ein Schädling am Gemeinwohl und verdient härteſte 
Beſtrafung. Nur das von einzelnen Volksgenoſſen 
aus eigener Kraft nicht tragbare Wagnis des Ar⸗ 
beitslebens bedarf des Verſicherungsſchutzes; der neue Staat 
will den ſtarken, nicht den riſikoloſen ſchwächlichen Menſchen! 
Es muß von der Sozialverſicherung Gewähr geboten werden, 
daß eingezahlte Beiträge für alle Zeiten geſichert ſind. Die 
Organiſation iſt auf dem Grundſatz der Selbſtverwaltung auf⸗ 
zubauen. An Stelle zahlloſer einzelner Organe mit Mehrheits⸗ 
beſchlüſſen iſt die Verantwortlichkeit der Führung und deren 
Beratung durch Unternehmer und Verſicherte zu ſetzen. Die 
Verſicherungsrechtſprechung iſt zu vereinfachen. Ju der Kranken⸗ 
verſicherung muß die Sachleiſtung möglichſt gut und möglichſt 
langfriſtig ſein. Rieſenkaſſen ſind zu vermeiden. Der Familien⸗ 
hilfe kommt größere Bedeutung zu als bisher. Sie muß Pflicht⸗ 
leiſtung ſein. In der Unſallverſicherung muß beſonders den 
Schwerverletzten und Hinterbliebenen Schutz verſchafft werden. 
Ausgebaute Berufsfürſorge muß dem Verletzten Möglichkeiten 
bieten, ſich zu neuer Erwerbstätigkeit umzuſchulen. Die Unfall» 
verhütung bedarf großzügigſten Ausbaues. In der Invaliden⸗ 
verſicherung muß das ſolide Kapitaldeckungsverfahren wieder 
eingeführt werden. Nur daun iſt Gewähr gegeben, daß ein⸗ 
gezahlte Geldmittel im Falle des Anſpruchs wirklich vorhanden 
find. Die Höhe der Invalidenrente muß über der der Wohlfahrts⸗ 
unterſtützung liegen. 

Vor uns ſteht endlich die Aufgabe, eine allgemeine Alters» 
verſorgung für alle ſchaffenden Deutſchen aufzubauen. Die 
ſoziale Spannung iſt nicht ſo ſehr von der Unzufriedenheit mit 
dem Lohn bedingt, ſondern von der Unſicherheit im Alter. Wer 
aber im Dienſt am Volk alt wurde, hat ein ſittliches Anrecht 
auf einen geordneten Lebensabend erworben, den die Gemeinſchaft 
aller Deutſchen in freudiger Leiſtung ſichern muß. 


Vier wichtige Notverordnungen über Wirtſchaftsfragen. 


Unter den in den letzten Wochen vom Miniſterrat ver⸗ 


abſchiedeten Nolverordnungen, die nur noch der Unterſchrift 
des Staatspräfidenten bedürfen, um noch vor dem 31. Oktober 
verkündet zu werden, befinden ſich vier ſehr wichtige Ver⸗ 
ordnungen wirtſchaftlichen Inhalts. 


Die erſte dieſer Verordnungen ſetzt die Grund ſätz e 


für die Bilanzierung der Aktiengeſellſchaften 
und Geſellſchaften m. b. H. mit Ausnahme der Banken, 
der Verſicherungsinſtitute und der Staatsunternehmen feſt. 


Den von ihr betroffenen Unternehmen wird die Verpflichtung 


8. Jahrgang. 


auferlegt, in ihren Bilanzen, Gewinn- und Verluſtrechnungen, 
ſowie Geſchäftsberichten alle Angaben zu machen, welche zur 
„genauen Darſtellung des wirtſchaftlichen 
Standes und der Entwichlung des Unter⸗ 
nehmens unerläßlich“ ſind. Die Vermögensbeſtandteile 
ſollen im einzelnen genau ſpezialiſiert werden, ebenſo die Ver⸗ 
pflichtungen, die Verwaltungskoſten (getrennter Ausweis der 
Direktions⸗ und der Angeſtelltengehälter uſw) und ſogar die 
Fabrikationskoſten. Die Verordnung iſt nur eine Rahmen⸗ 
verordnung, auf Grund deren die Miniſter für Induſtrie und 
Handel, ſowie für Finanzen genauere Ausführungsverordnungen 
erlaſſen werden, auf die für die praktiſche Auswirkung der 
Rahmenverordnung alles ankommen wird. Die Verordnung 
ſoll auf alle Bilanzen Anwendung finden, die nach dem 31. De⸗ 
zember 1933 zum Abſchluß gelangen. 

Die zweite Verordnung enthält die künftigen Rechts⸗ 
beſtimmungen für die Geſellſchaften mä b. H. 
Das Kapital derſelben ſoll mindeſtens 10000 2 und der Anteil 
mindeſtens 500 2k betragen müſſen. Zur Gründung einer 
G. m. b. H. ſollen erforderlich ſein: 1. Der Abſchluß eines Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrages in der Form eines notariellen Aktes, 2. die 
Einzahlung des geſamten Beichäftskapitals, 3. die Einſetzung 
der Geſchäftsſührer und 4. die Eintragung in das Handels— 
regiſter. Mit der letzteren ſoll die G. m. b. H. die eigene Rechts⸗ 
perſönlichkeit erlangen. Iſt das Kapital einer G. m. b. H. größer 
als 250000 zt und find mehr als 50 Teithaber vorhanden, jo 
ſollen ein Aufſichtsrat oder eite Revifſonskommiſſion gewählt 
werden müſſen. Zur Fuſion zweier G. m. b. H. ſoll entweder 
die Uebertragung des geſamten Kapitals der einen auf die 
andere oder aber die Gründung einer neuen G. m. b. H. er⸗ 
forderlich ſein. Die Verordnung, deren Beſtimmungen im übrigen 
nicht weſentlich von den im Deutſchen Reiche geltenden Vor⸗ 
ſchriften über die G. m. b. H. abweichen, ſoll mit dem 1 Januar 1934 
in Kraft treten, in Oberſchleſien jegoch erſt, nachdem der 
ſchleſiſche Sejm ſeine Zuſtimmung zu dieſer Verordnung 
gegeben haben wird. 


Die Beſchaffenheit 


Geſundheitsſchädliche Geſchäftsräume gibt es mehr als man 
denkt. Ein Kaufmannsgehilfe, der in einer chemiſchen Fabrik 
angeſtellt iſt, ſchildert den Arbeitsraum der kaufmänniſchen 
Angeſtellten: „Der Arbeitsraum, in dem immer mindeſtens 
10 Menſchen anweſend ſind, iſt ungefähr 8 zu 8 Meter groß. 
Die Holzwände find nicht genügend abgedichtet. Der ab 
boden beſteht aus ungepflegtem, daher ſtaubigen Steinholz. 
Die Fenſter können ſelten geöffnet werden, weil es wegen 
der Undichtigkeit der Wände bald dieſen, bald jenen Mitarbeiter 
ſtört. Die Beleuchtung iſt ſehr mangelhaft. In dieſem Raume 
iſt das Rauchen geſtattet.“ 


In einem anderen Falle müſſen 4 kaufmänniſche Angeſtellte 
in einem Raume arbeiten, der dauernd durch künſtliches Licht 
erhellt wird, weil Taglicht kaum eindringen kann. Die Be: 
leuchtung beſteht überdies in Gaslicht, das nicht zur Verbeſſer⸗ 
ung der Atemluft beiträgt. 


Mangelhaſte Arbeitsräume ſind ſehr häufig, und die 
Gleichgültigkeit der Geſchäftsinhaber dauert ſolange, bis dann 
einmal ein ernſterer Krankheitsfall auftritt und eine Schaden⸗ 
erſatzforderung kommt. Dann erſt wird manchem Geſchäfts⸗ 
inhaber klar, daß er die geſetzliche Verpflichtung hat, die Ge⸗ 
ſchäftsräume und die für den Geſchäftsbetrieb beſtimmten 
Vorrichtungen und Gerätſchäften (3. B. Aborte, Oefen, Beleuch⸗ 
tung) ſo einzurichten und zu unterhalten, daß der Handlungs⸗ 
gehilfe gegen eine Gefährdung ſeiner Geſundheit geſchützt iſt, 
ſoweit die Natur des Betriebes es geſtattet. Dieſer Nachſatz 
darf nicht als eine Milderung angeſehen werden, denn die 
Fälle, in denen die Natur eines Betriebes es nicht geſtattet, 
Zugluft abzuwehren, oder ſonſt geſundheitsgefährliche Zuſtände 
zu beſeitigen, ſind im gewöhnlichen Leben ſehr ſelten. Was 
hier für den Kaufmannsgehilfen aus dem Hondelsgeſetzbuche 
gejagt iſt (8 62), gilt im gleichen Maße auch für alle anderen 
Arbeiter der Stirn und der Fauſt, wie das beſonders aus 
8 618 des Bürgerlichen Geſetzbuches und § 120 der Gewerbe⸗ 
ordnung hervorgeht. Der § 139 g gibt auch noch bejonders 
den Polizeibehörden die Befugnis, für die einzelnen offenen 
Verkaufsſtellen die Maßnahmen anzuordnen, die zur Durch⸗ 
führung dieſer Grundſätze nötig ſind, und die Beachtung der 
Beſtimmungen unterliegt allgemein der Gewerbeaufſicht. 
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Die dritte Verordnung ſchafft die Grundlagen für die Er⸗ 
richtung einer ſtändigen ſtrengen Staatsaufſicht über 
das geſamte Verſicherungsgewerbe. Sie ſieht 
vor, daß beim Finanzminiſterium zur Ausübung dieſer Aufſicht 
eine ſtändige Behörde nach dem Vorbild der Banken-Kontroll⸗ 
abteilung eingerichtet wird, doch ſollen „im Bedarfsfalle“ einzelnen 
Inſtituten beſondere Aufſichtskommiſſare ins Büro delegiert 
werden können. Die Geſellſchaften ſollen die Gehälter nicht 
nur ſolcher Kommiſſare, ſondern auch die Koſten der Aufſichts⸗ 
behörde im Miniſterium bezahlen, und zwar in der Form einer 
neuen ſtändigen Abgabe, die bis zu 3 pro mille des Brutto⸗ 
Prämieneinkommens der Geſellſchaften betragen können ſoll. 
Die offiziöfe „Gazeta Polska“ bringt dieſe Inhaltsangabe aus 
der Verordnung zuſammen mit heftigen Ausfällen gegen das 
ausländiſche Verſicherungskapital, deſſen „oft der polniſchen 
Staatlichkeit feindliches Eindringen“ in Polen die Ueberwältigung 
der polniſchen Verſicherungsgeſellſchaften bezwecke. Die aus⸗ 
ländiſchen Verſicherungsgeſellſchaften, denen auch die „Aus⸗ 
beutung“ des polniſchen Verſicherungsmarktes vorgeworfen 
wird, ſind damit als Zielpunkte dieſer Verordnung gegeben, 

Die vierte Verordnung endlich ermächtigt das Miniſterium 
für Induſtrie und Handel zur Einſetzung von außer: 
ordentlichen Schiedsausſchüſſen bei Lohn⸗ 
oder ſonſtigen Arbeitskämpfen im Bergbau, 
Induſtrie, Handel und Verkehrsweſen, ſowie in allen öffentlichen 
Einrichtungen, wenn der Miniſterrat die Unmöglichkeit einer 
friedlichen Einigung und die „Gefährdung der gemeinſtaatlichen 
Wiriſchaftsintereſſen“ durch einen ſolchen Arbeitskampf feſtſtellt. 
Dieſen Schiedsausſchüſſen ſollen je ein Vertreter der Miniſterien 
für Sozialfurſorge, Juſtiz und Induſtrie und Handel angehören, 
von denen der erſtere den Vorfitz führen fol. Die Ausſchüſſe 
ſollen die Minimalbedingungen feſtſetzen können, unter denen 
die neuen Arbeitsabkommen abzuſchließen ſind; ihre Entſcheidung 
ſoll verbindlich und endgültig ſein und, wenn ſie von den 
Parteien nicht anerkannt wird, die Beſtätigung des Miniſteriums 
für Sozialfürſorge erhalten. 


der Arbeitsräume. 


Wenn es trotzdem oftmals erſt zu einer Beachtung der 
Vorſchriften kommt, nachdem eine Schadenerſatzſorderung bei 
Gericht anhängig gemacht worden iſt, ſo liegt das an der 
Tatſache, daß, wo keine Beſchwerde gefährt wird, anch keine Poli 
zeibehörde eingreift. Es iſt aber für den Geſchäftsinhaber kein 
Troſt, daß keine Beſchwerde geführt wird, denn die Verurtei⸗ 
lung zu einer lebenslänglichen Rente wegen Beſchädigung der 
Erwerbsfähigkeit eines Angeſtellten iſt ſicher koſtſpieliger, als 
die rechtzeitige Beſeitigung von Mißſtänden. 


Beſonders iſt in dieſem Zuſammenhange noch darauf 
hinzuweiſen, daß Handelsgeſetzbuch und Bürgerliches Geſetzbuch 
auch für die Wohn⸗ und Schlafräume, die den Angeſtellten 
und Arbeitern von ihren Dienſtherren zur Verfügung geſtellt 
werden, ebenſo für die Verpflegung die Anforderung ſtellen, 
daß ſie ſo beſchaffen ſein und Einrichtungen aufweiſen müſſen, 
welche mit Rückſicht auf die Geſundheit, die Sittlihkeit und 
die Religion des Dienſtverpflichteten erforderlich find (8 618 
des BGB., § 62 des HGB.) 

Ueberlegungen nach dieſer Richtung dürften manchen 
Unternehmer dazu führen, gerade jetzt im Winter Aenderungen 
und Ausbeſſerungen vornehmen zu laſſen. Er trägt damit 
nicht nur zur Arbeitsbeſchaffung für das Handwerk bei, er nützt 
auch ſich ſelbſt, weil er Schadenerſatzanſprüchen vorbeugt. 
Und wenn er damit ſeinen Angeſtellten einen Gefallen tut, 
ihnen die Arbeit und ihr „Zuhauſe“ anheimelnder und wohn⸗ 
licher geſtaltet, ſo nützt er zum Ende auch ſich ſelbſt wieder, 
denn er ſtärkt die Arbeitsfreude und handelt als treuer 
Staatsbürger. 


Anmerkung der Schriftleitung. 

Dieſer Beitrag gilt auch für unſer Arbeitsgebiet. Es 
häufen ſich die Klagen über mangelhafte Beſchaffenheit der 
Arbeitsräume. Bei uns kommen dieſelben geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen in Anwendung, die dem Arbeitgeber Verpflichtungen 
auferlegen. Die Aufſicht führen die Polizeibehörden und 
Arbeitsinſpektoren. Selbſtverſtändlich müſſen unſere Mitglieder 
ihre Beſchwerden über uns oder die Behörde führen. 
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8. Jahrgang. 


Der Schuß der Arbeitskraft in Deutſchland. 


In ſeiner großen Eröffnungsrede auf dem Deutſchen 
Juriſtentag in Leipzig hat der deutſche Reichsjuſtizkommiſſar 
hochbedeutſame programmatiſche Ausführungen über das im 
Werden befindliche deutſche Recht gemacht. Der neue deutſche 
Staat verlangt eine grundlegende Neugeſtaltung des Rechts. 
Das deutſche Recht wird die Offenbarung der Willensinhalte 
des Staates ſein. In ihm muß als wichtigſtes der Schutz des 
Volksganzen voranſtehen. Der Reichsjuſtizkommiſſar kündigte 
an, daß u. a. ein neues Strafrecht noch im Verlaufe dieſes Jahres 
geſchaffen werde. 

In dieſem Zuſammenhange begegnet die inzwiſchen der 
breiten Oeffentlichkeit übergebene Denkſchrift des preußiſchen Juftiz⸗ 
minifters über ein „neues Strafrecht“ ganz beſonderem Intereſſe. 
Auch die Vorſchläge dieſer Dennkſchrift befaſſen ſich ſelbſtver⸗ 
ſtändlich an erſter Stelle mit dem Schutz der Volksgemeinſchaft. 
Gerade aber um deren Beſtandes willen iſt es wichtig, daß 
und wie der Staat den Schutz der einzelnen ſchaffenden Volks⸗ 
genoſſen gewährleiſtet. Die Porſchläge, die die Denkihrift 
dazu unterbreitet, ſind in einem beſonderen Kapitel über den 
„Schutz der Arbeitskraft“ zuſammengefaßt. Das geſchieht nicht 
etwa nur aus formalen Erwägungen, ſondern in Anſehung 
der Arbeitskraft als beſonders wichtiges Gut des ſchaffenden 
Polksgenoſſen! Es wird in der Denkſchrift mit Recht gegeißelt, 
daß das geltende Strafgeſetzbuch einen beſonderen Schutz der 
Arbeitskraft nicht kennt, während es dem Schutz der wirt⸗ 
ſchaftlichen Betätigung einen weiten Raum gewährt. Es iſt, ſo 
wird in der Denkichrift betont, felbſtverſtändlich, daß der Schutz 
der Arbeitskraft in das Strafgeſetzbuch gehört. Hierdurch werde 
auch beſonders darauf hingewieſen, daß Jedermann wie im 
alten deutſchen Recht die freie Arbeit des freien Volksgenoſſen 
gi achten hat. Die Scheu vor der Verletzung des koſtbaren 

echtsgutes der Arbeitskraft müſſe geſteigert, derjenige ſchärfer 
als bisher zur Rechenſchaft gezogen werden, welcher ſeinen 
Erwerb auf die Zerſtörung und Ausbeutung der Arbeitskraft 
der anderen Volksgenoſſen gründet. 

Das find goldene Worte, mit denen jo die Denkſchrift des 
Juſtizminiſters die beſondere Schutzwürdigkeit der Arbeitskraft 
begründet. Der junge Staat verlangt ſelbſtverſtändlich auch 
vom Arbeitsmenſchen unbedingte Einordnung in die Gemeinſchaft 
ſeines Volkes. Ueber dem Intereſſe des Einzelnen muß immer 
das Wohl des Volkes ſtehen. Aber der Arbeiter der Stirn 
und der Fauſt darf auch das feſte Vertrauen haben, daß der 
Staat ihm ſchirmend zur Seite ſteht und ihm einen Schutz ſeiner 
Arbeitskraft verbürgt, wie es der alte deutſche marxiſtiſch⸗ 
liberaliſtiſche Staat weder vermochte, noch wollte. 

Dafür bietet jeder der einzelnen Vorſchläge der Denkſchrift 
eine Beſtätigung im beſonderen. Ein verſtärkter Schutz ſoll 
ſchon bei der Arbeitskraft der Kinder und Jugendlichen einſetzen. 


Zuwiderhandlungen gegen die geſetzlichen Beſtimmungen will 
die Denkſchriſt ſchwerer als bisher beſtraft wiſſen. Die wich⸗ 
tigſten Beſtimmungen des geltenden Rechts über den Frauenſchutz 
ſollen mit ſchärferen Strafbeſtimmungen in das neue Straſ⸗ 
geſetzbuch übernommen, ein beſonderer Schutz ſoll den Frauen 
gegenüber Anſtrengung in den Arbeitsſtätten gewährleiſtet 
werden. Verſtöße gegen die auszudehnenden Vorſchriften über 
Unfallverhütung ſollen als Gefährdung der Betriebsſicherheit auch 
dann beſtraft werden, wenn die Tat leichtfertig begangen iſt. 
Die Nichtbeachtung der Vorſchriften über Arbeitshygiene (Ver⸗ 
hütung von Erkrankungen und Geſundheitsſchädigungen) ſoll 
künftig ſtrenger als im geltenden Recht beſtraft werden. 


Selbſtverſtändlich werden auch Strafbeſtimmungen gegen 
Ueberſchreitung der Arbeitszeit für das neue Strafgeſetzbuch ge⸗ 
fordert. Ausbeutung der Arbeitskraft ſoll im Gegenſatz zum 
heutigen Recht als Lohuwucher auch dann beſtraft werden, 
wenn dieſe nicht gewerbs⸗ oder gewohnheitsmäßig betrieben 
wird. Schärfere Ahndung wird für die Nichtbeachtung der 
Vorſchriften über Lohnauszahlung verlangt (betr. 3. B. Berech⸗ 
nung des Lohnes in Reichswährung, Barauszahlung des 
Lohnes u. a.) Zum Schutz des beruflichen Fortkommens wird 
eine Erweiterung der Vorſchriften gegen die ſogenannte 
ſchwarze Liſte gefordert; und zwar ſollen ſchon „Abreden“, die 
darauf gerichtet ſind, den Arbeitnehmer von einer Arbeitsſtelle 
auszuſchließen, als „Verfemung von Arbeitnehmern“ unter 
Strafe geſtellt werden. Gefordert wird ferner, den ſtrafrecht⸗ 
lichen Schutz gegen unbefugte Zurückhaltung der Quittungs⸗ 
karten der So zialverſicherung auf alle Arbeitspapiere auszu⸗ 
dehnen. Und ſchließlich ſol der Schutz der Vorſchriften wirk⸗ 
ſamer geſtaltet werden, die eine ordnungsmäßige Abführung 
der Sozialverſicherungsbeiträge durch den Arbeitgeber an die be⸗ 
rechtigten Kaſſen bezwecken. 


Der ſtrafrechtliche Schutz der Arbeitskraft hat ſich, wie 
die Begründung der Denkſchrift hervorgeht, auf den Geſamt⸗ 
bereich zu erſtrecken, in dem ſich die Arbeitskraft des Einzelnen 
entfaltet und auswirkt; denn die Arbeitskraſt des freien 
Deutſchen iſt die Lebensgrundlage der Nation, und das Straf⸗ 
geſetzbuch des Staates muß deshalb im Gegenſatz zum geltenden 
Recht der Arbeitskraft des einzelnen Volksgenoſſen umjaflenden 
Schutz gewähren. Die Denkſchrift ſpricht die Erwartung aus, 
daß ſchon die Androhung härterer Strafen geeignet ſein werde, 
das Verantwortungsbewußtſein der zur gegenſeitigen Treue 
verpflichteten Volksgenoſſen zu ſtärken. Diele Erwartung wird 
umſo weniger enttäuſcht werden, je mehr die Unternehmer und 
Arbeitnehmer ihre Schickſalsverbundenheit begreifen und die 
beiderſeitige Verpflichtung im Dienſte des Staates zur Richt⸗ 
ſchnur ihres Handels machen. 


Der gebeſſerte Arbeitsmarkt in Europa. 


Nach Angaden des I. A. A. 


Das Internationale Arbeitsamt berichtet ſoeben auf Grund 
beſonderer Zahlenzuſammenſtellungen über die allgemeine 
Beſſerung der Arbeitsmarktlage in der Welt. Bei dieſen An⸗ 
gaben ſind ſelbſtverſtändlich einige Vorbehalte zu machen, weil 
infolge des verſchiedenen Aufbaues der Arbeits loſenzählung 
Vergleiche zwiſchen den Ländern nicht ohne weiteres möglich 
ind. Für Ende September ergibt ſich, daß die Arbeitsloſenzahl 
Großbritanniens 2,45 Millionen Perſonen beträgt, während 1932 
zur gleichen Zeit 2,94 Millionen Arbeitsloſe vorhanden waren. 
In Deutſchland iſt im gleichen Zeitraum die Arbeitsloſigkeit 
fehr viel ſtärker zurückgegangen. Während im September 1932 
5,02 Millionen Arbeitsloſe gezählt wurden, waren im Sep⸗ 
tember 1933 nur noch 4.12 Millionen vorhanden. In Oſterreich 
ift demgegenüber die Arbeits loſigkeit weiter geſtiegen. Im 
September 1932 gab es 269000 und im September 1933 
291000 Arbeitsloſe. Aehnlich ſieht es in der Tſchechoſlowakei 
aus, wo ſich in der gleichen Zeit die Arbeitsloſigkeit von 167000 
auf 227000 vergrößert hat. Eine konjunkturelle Abnahme 
zeigen im übrigen noch Dänemark (Rückgang don 92000 auf 
74000), die Niederlande (Rückgang von 159000 auf 140 000), 
die Schweiz (Rückgang von 90000 auf 77000) und Gelgien 
(Rückgang von 169000 auf 142000). Die Angaben für Bel ⸗ 
gien, Schweiz und Tſchechoſlowakei beziehen ſich in dieſem 


Zuſammenhang auf den Monat Auguſt der beiden Jahre 1932 
und 1933. 

Weitere Zahlenzuſammenſtellungen betrachten den ver⸗ 
hältnismäßigen Stand der Arbeitsloſigkeit. Hierbei wird die 
Zahl der gezählten Arbeitsloſen in v. H. der Geſamtzahl der 
von den Arbeitsloſenſtatiſtiken erfaßten Arbeiter ausgedrückt. 
Danach iſt im September die Arbeitsloſigkeit in Deutſchland 
von 28.6 v. H. im Jahre 1932 auf 22 v. H. im Jahre 1933 
zurückgegangen. Für Großbritannien beträgt die Vergleichs⸗ 
zahl 23 v. H. und 19.2 v. H. Der Rückgang beträgt alſo 
nur 3.8 v. H. gegenüber 6.6 v. H. in Deutſchland. In 
Oeſterreich nahm die Verhältniszahl in der gleichen Zeit von 
21.5 v. H. auf 33 v. H. zu. Die gleichen Angaben lauten 
für Belgien 19.6 bezw. 13.7 v. H., für Dänemark 29.1 bezw. 
21.9, für die Niederlande 30.6 bezw. 27, für die Schweiz 18.9 
bezw. 15.3 und für die Tſcheckoſlowakei 12.2 bezw. 15.1 v. H. 
Außer in Oeſterreich und der Tſchechoſlowakei hat die Arbeits» 
loſigkeit auch noch in Bulgarien und Jugoflawien zugenommen. 


Kollegen, dean an aner Stellungslaſen! 


Meldet jede freie, zu beſetzende Stelle der Geſchäftsſtelle! 


8. Jahrgang. 
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Neue Geſinnung im Unternehmertum in Deutſchland. 


Die Deutſche Bergwerks- Zeitung in Deutſchland hat 
unſere ungeteilte Zuſtimmung, wenn ſie in ihrer Nr. 174 ſchreibt: 

„Das Unternehmertum — als geiſtige Funktion und als 
Begriff geſehen — wird ſich nur dann als mitbeſtimmender 
Faktor im öffentlichen Geſchehen behaupten können, wenn es 
eine neue Ideologie, d. h. eine neue geiſtige Vorſtellungswelt, 
gewinnt, nachdem leider die offizielle Unternehmerideologie in den 
letzten Jahren immer mehr an Glauben einflößendem und mit⸗ 
reißendem großen Schwung verloren hatte. Voraus ſetzung für 
das Wirkſamwerden einer ſolchen neuen Denkweiſe iſt vor 
allem der Glaube an die kulturelle Sendung des eigenen 
Berufsſtandes. Geldverdienen darf niemals Selbſtzweck fein. 
Nicht der Materialismus ift der eigentliche Sinn des „Kapi⸗ 
talismus“, ſondern die Schaffung eines höheren Kulturſtandes 


für die Volksgemeinſchaft. Es iſt kein Zweifel, daß Leiſtungen 
auch auf Nichtunternehmerſeite anerkannt würden, wenn ſie in 
Verbindung ſtänden mit den täglichen Beweiſen eines wirk⸗ 
lichen Führertums, das ſich ſtets beſtrebt, nicht in bezug auf 
die Mittel der Taktik, ſondern in jeder Beziehung beſſer und 
opferbereiter zu ſein als andere Berufsſchichten. Dazu kommt 
ein weiteres, nämlich die bewußte Uebernahme eigener Ver⸗ 
antwortung, ſowie die Herausſtellung der Einzelperſönlichkeit 
aus der Anonymität. Ohne eine neue Geſinnung auch im 
Unternehmertum, das von der taktiſchen Betrachtungsweiſe 
zur grundſätzlichen hindrängt, wird die Umgeſtaltung der Sozial⸗ 
900 Wirtſchaftsordnung über das Unternehmertum hinweg⸗ 
gehen.“ 


Der Werbeaufruf für das deutſche Buch. 


1916. Zu Zehntauſenden ſtanden Verbandsbrüder des D 
draußen. Hin und her liefen die Fäden von der Front zum Ver⸗ 
bandshaus. Schickt Bücher, riefen die Briefe, ſchicht uns etwas zu 
leſen! Und der Verband half! Im November 1916 entſtand in 
Hamburg, geſchaffen, um die im Felde ſtehenden Verbandskameraden 
und die Angehörigen in der Heimat mit gutem Leſeſtoff zu verſorgen, 
die Deutſchn. Hausbücherei. Ihre Paten waren u. a. der 
Dichter Gorch Fock und der alte völkiſche Vorkämpfer Profeſſor 
Adolf Bartels. 

1930. Nach mühſellger Aufbauarbeit war aus dem kleinen 
Häuflein eine machtvolle Rampforganifation, die Deutſche Haus⸗ 
bücherei, geworden, die längſt den engen Rahmen des Verbandes 
geſprengt hatte, deren Mitglieder bereits nach Zehntauſenden zählten. 

Remarque, Feuchtwanger, Stefan Zweig beherrſchten den Literatur⸗ 
Markt. Eine widerliche Aſphalt⸗Literatur feierte Triumpfe. Gewaltige 
jüdiſche Verlagskonzerne hatten die Hand am Machthebel Literatur 
und waren die Apoſtel der Zerſetzung. Wer nicht ihres Geiſtes war, 
den traf vernichtender Boykott. Bewußt wurde das natürliche Denken 
des Volkes umgebogen und umgelogen. Ehrfurcht, Treue, Glaube, 
Religion waren der Gegenſtaud frecher Schnoddrigkeiten jüdiſcher 
Literaten. In tauſend Städten und Dörfern kämpften die Werber 
der Deutſchen Hausbücherei um die Seele des einzelnen Volksgenoſſen, 
um die Rangordnung des guten deutſchen Buches im eingeengten 
Haushalt des deutſchen Menſchen. Die Deutſche Hausbücherei 
ſammelte alle Bücherfreunde, in denen der Wille zur deutſchen Kultur 
lebenbig geblieben war. In der Hochflut einer Zerſetzungsliteratur 
jüdiſch⸗marxiſtiſcher Prägung ſtand ſie als das ſtarke Bollwerk des 

odenſtändigen deutſchen Schrifttums, als Vertreterin der viel be⸗ 
witzelten geiſtigen „Provinz“. Sie ſtand faſt allein auf weiter Flur. 
So kam zwangsläufig zur Deutſchen Hausbücherei vieles, was an 
geſunden und aufbauenden Kräften im deutſchen Schrifttum am Werke 
war: Hans Grimm, E. G. Kolbenheyer, Emil Strauß, Friedrich Grieſe, 
Heinz Steguweit, Hans Franck, Will Vesper, Wilhelm Schäfer, Rudolf 
Huch. Sie alle wurden Autoren der Deutſchen Hausbücherei. Stei⸗ 
gendes Maſſenelend der Arbeitsloſigkeit erſchwerte das Werk, da es 
manch einen der Getreueſten zwang, der Gemeinſchaft den Rücken 
zu kehren. Wir haben durchgehalten, nicht zuletzt deshalb, weil die 
Arbeitsfreudigkeit und die Begeiſterung unſerer Mitglieder und 


Werber in jenen harten Jahren die Gemeinſchaft hielt und immer 
wieder ergänzte. 

Die Deutſche Hausbücherel hält ihr Tor weit offen; ſie iſt ein 
helfender Wegweiſer zu deutſcher arteigener Kultir. Im DHB 
kämpft der deütſche Kaufmannsgehilfe für eine neue berufsſtöndiſche 
deutſche Ordnung; in der Dentſchen Hausbucherei hat er die Kampf⸗ 
gemeinſchaft für völkiſche Kultur. Stehe keiner daneben! 

Die Jahresreihe 1934 der Deutſchen Hausbücherei, die jetzt 
bekanntgegeben wird, bringt die folgenden Werke: 

Band 1: E. G. Kolbenheyer: „Meiſter Joachim Paufewang“. 
hiſtoriſcher Roman aus der Zeit Jakob Böhmes. 

Band 2: L. Tügel: „Sankt Blehk / Die große Veränderung“. 
Zeitroman. 

Band 3: Georg Schmückle: „Engel Hiltensperger“. 
eines deutſchen Aufrührers. 

Feriengabe: „Matroſen, Soldaten, Kameraden“. Marine-Bilder- 
buch. (Zuſammen mit Band 3). 

Band 4: Heinrich von Kleiſt: „Zucht und Freiheit“. Erzählungen. 

Band 5: Hanns Johſt: „So gehen fie hin“. Ein Roman vom 
ſterbenden Adel. 5 

Band 6: Ernſt Jünger: „In Stahlgewittern“. Aus dem Tagebuch 
eines Stoßtruppführers. 

Weihnachtsgabe: Ernſt Wichert: „Litauiſche Geſchichten. (Zu⸗ 
ſammen mit Band 6.) 

Die „Auswahlreihe“, deren Benutzung dem Mitglied für die 
Reihenbände 3, 4, 5, 6 frei ſteht, iſt auf 200 Bände erweitert worden 
und bringt, neben Romanen und Erzählungen, Tagebücher, Lebens⸗ 
beſchreibungen, Werke der Kunſt, Muſik und Literatur, neben 
Klaſſikern, Wiſſenſchaft, Natur⸗ und Laudſchaftsbilder, Reiſe⸗ und 
Abenteuerbücher, Werke über germaniſche Frühgeſchichte, Kriegsbücher, 
in beſonders reichem Maße politiſche, geſchichtliche und kultur⸗ 
geſchichtliche Werke. 

Zu den Buchlieferungen treten 6 Hefte der Zwelmonatsſchrift 
„Herdfeuer“, jedes Heft 80 Seiten ſtark, eine Zeitſchrift, die den beſten 
deutſchen Familienzeitungen als gleichwertig an die Seite geſtellt 
werden kann. Der Monatsbeitrag beträgt 4,70 21. Beitrittserklärungen 
ſind auf der Geſchäftsſtelle zu haben. 


Ein 
Ein 


Der Roman 


Berufspraxis. 


Um die Firmenwahrheit. 

Viele Kollegen werden den Reklameſcherz von den drei 
Schuhhändlern kennen, die ihr Geſchäft in der gleichen großen 
Geſchäftsſtraße betreiben. Der erſte nennt ſein Geſchäft „Das 
größte Schuhhaus Englands“; der zweite antwortet „Das 
größte Schuhhaus der Welt“; der dritte trumpft die beiden 
ab: „Das leiſtungsfähigſte Schuhgeſchäft in dieſer Straße". 
Ein Scherz mit ernſtem Hintergrund! Es wurde allzuoft mit 
der Firmenwahrheit wenig genau genommen. Kleine und 
kleinſte Geſchäfte ſchmückten ſich mit hochtönenden Firmen⸗ 
namen, aus denen auf ein weltumſpannendes Geſchäft geſchloſ⸗ 
ſen werden konnte. Dieſe Unſitte ſoll jetzt ausgeräumt werden. 
Die Grundſätze der Lauterkeit, Wahrheit und Sauberkeit führen 
dazu, daß die Regiſtergerichte die Wahrheit und Klarheit der 
Firmenbezeichnungen erheblich ſtrenger beurteilen, jo daß z. B. 
das Zuſatzwort „Kontinental“ nur ſolche Firmen verwenden 
dürfen, deren Geſchäftsbeziehungen ſich tatſächlich über den 
Kontinent erſtrecken. 

Eine erhöhte Bedeutung hat jetzt der Firmenzuſatz 
„deutſch“ gewonnen. Das Beiwort „deutſch“ im Firmennamen 
iſt zu einer früher nicht geahnten Bedeutung gelangt, ſo daß 


das Recht zu ſeinem Gebrauch ſehr eingeſchränkt werden muß 
Daß das geſchieht, und warum es geſchehen muß, erhellt aus 
einer dankenswerten Veröffentlichung des Berliner Amts⸗ 
gerichtsrats Creſolli im Völkiſchen Beobachter vom 17. Oktober. 
Wie dieſer erfahrene Richter mitteilt, führen eiwa 3800 im 
Berliner Handelsregiſter eingetragene Firmen in ihren Firmen⸗ 
namen das Wort „deutſch“. Von drei neugegründeten Geſell⸗ 
ſchaften mit beſchränkter Haftung tragen jetzt im Durchſchnitt 
zwei das Wort „deutſch“ in ihren Firmennamen. Da iſt die 
Auffaſſung mancher Gerichte, daß „deutſch“ ein ſchmückendes 
Beiwort ohne beſondere Bedeutung ſei, das jede Firma für 
ſich in Anſpruch nehmen könne, nicht mehr haltbar. Amts⸗ 
gerichtsrat Treſolli jagt: „Das Wort „deutſch“ iſt zu einem 
Symbol der neuen Zeit geworden. Dies erfordert; daß das 
Wort in bisher nicht geahntem Maße geſchützt und daher nur 
ganz wenigen Firmen vorbehalten werden muß. Die Indu⸗ 
ſtrie⸗ und Handelskammer Berlin hat ſich in zwei ganz neuen 
Gutachten dahin geäußert, daß das Wort „deutſch“ nur noch 
dann nach der Verkehrsanſchauung zuläſſig erſcheint, wenn 
die Hervorhebung der deutſchen Weſensart des Unternehmens 
dem Ausland gegenüber notwendig iſt, oder wenn das Unter⸗ 
nehmen gegenüber gleichartigen ausländiſchen Unternehmungen 
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als ein beſonders deutſches Unternehmen gekennzeichnet werden 
ſoll. Zu betonen iſt, daß nach der vorſtehenden Anſicht eine 
Deutſchſtämmigkeit der Firmeninhaber zu einer Rechtfertigung 
des Firmenzuſatzes „deutſch“ nicht ausreicht.. Der Nicht⸗ 
deutſchſtämmige würde einfach, um das beſonders geſchützte 
Wort „deutſch“ in ſeiner Firma zu Geſchäftszwecken ausnutzen 
zu können, ein paar deutſchſtämmige Strohmänner für ſich 
eine Firma gründen laſſen. Bei den beſtehenden Firmen 
würde der jetzt ſchon in einem nicht geahnten Maße ange⸗ 
wandte Trick der Tarnung denſelben Zweck erreichen“. 


Die Zeichenſetzung im Brief, 

Um Satzzeichen richtig und gut anbringen zu können, iſt 
es nicht nötig Regeln auswendig zu kennen. Es iſt nur nötig, 
den Sinn der Zeichenſetzung und der einzelnen Zeichen erfaßt 
zu haben. Satzzeichen find keine Erzeugniſſe launiſcher Papiers 
menſchen, tot, unhörbar und überflüſſig. Es ſind durchaus 
mitgeſprochene Marken. Stehen ſie falſch oder ſtehen ihrer zu 
wenige, dann läßt ſich die Schreibe nicht ſo wiederleſen, wie 
ſie gedacht oder geſprochen iſt. Der Leſer muß zweimal leſen, 
was in einem Male abgemacht ſein könnte; er muß Rätſel 
löſen, wo ohne Wortveränderung Sonnenklarheit herrſchen 
könnte; er muß zurückfragen, wo der Schreiber auf ſofortige 
endgültige Erledigung ſeines Briefes rechnete. Satzzeichen 
bedeuten flache oder tiefe Einſchnitte, kurze oder lange Pauſen, 
Gewißheit oder Zweifel, Steigerung oder Abklang, Brücke 
oder Wende im Gange der Gedanken. Sie können zuweilen 
einen Gedanken überhaupt ausdrücken. 

Kurze Sätze ſind klare Sätze. Viele kurze Sätze bringen 
viel Klarheit. Darum ſollte der Briefſchreiber mit den Punkten 
nicht ſparen. Er baue keine Sätze, wie man Julklappgeſchenke 
einwickelt! Es iſt auch gar nicht wahr, daß vor Und kein 
Punkt erlaubt ſei. Und es iſt auch nicht wahr, daß zwiſchen 
Punkten kein unſelbſtändiger Satz ſtehen dürfe. Etwa wie 
hier. Es muß nur ſeinen Zweck haben, z. B den der Be⸗ 
tonung, der Ueberraſchung oder gar der Berblüffung. Und es 
darf nicht zur Schrulle ausarten. Verſteht ſich. 

Hinter amtlichen Abkürzungen für Maße, Münzen und 
Gewichte (RM, Pf, km, ha, dz) gehört kein Punkt. Das iſt 
vorgeſchrieben. Punkt! Warum wird in Rechtſchreibebüchern 
der Punkt verlangt hinter Abkürzungen wie HEW, NSDAP? 
Wir ſetzen ihn nicht. Erſtens trägt er nichts zur Deutlichkeit 
bei. Zweitens laſſen ſich Satzmitte und Satzſchluß leichter unter⸗ 
ſcheiden, z. B. „Wir meinen die WEB nicht.“ Und: „Wir 
meinen die Acc. Elektrizitätsunternehmen haben unſere Auf⸗ 
merkſamkeit,“ Drittens bilden ſich Wortverkoppelungen natür⸗ 
licher, z. B.: USA-Banken, VB⸗Meldung, DH Ver. 

Der Punkt iſt das wichtigſte Satzzeichen. Wer ſeinen 
Zweck erkannt hat, der wird ſich auch leicht in die Bedeutung 
der anderen Zeichen hineinfinden. Er behandle nur die Satz⸗ 
zeichen nicht mehr gleichgültig! 


verkäufer⸗Regeln. 


Halte etwas von deiner Ware und ſei überzeugt, daß ſie 
dem nützen, der ſie kaufen ſoll! Preiſe deine eigene Ware, 
aber reiße die andere nicht herab! Stehe jederzeit für deine 
Firma ein und ſei deinen Kunden allezeit zu Dienſten! Erfolg 
des Wettbewerbers iſt ſelten ein Grund zu einer Schimpf⸗ 
epiſtel, aber ſtets ein Anreiz, ihm den Rang abzulaufen — aber 
tue es nur auf lautere Art! 


Die verhängnisvolle Unterſchrift. 


Es kommt häufig vor, daß Kaufmannsgehilſen von ihren 
Firmen als Vertreter in Gläubigerverſammlungen dei Konkurs⸗ 
oder Vergleichver fahren geſchickt werden. Einen folchen Auftrag 
hatte auch unfer Kollege B. erhalten. Er vertrat ſeine Firma im 
Gläubigerausſchuß des Vergleichsverfahrens der Firma C. und R. 
Es kam zu einem Vergleich, bei dem die Gläubiger die Bürgſchaft 
für eine ausſonderungsberechtigte Forderung eines Gläubigers 
übernahinen, um die Durchführung des Vergleiches zu ermöglichen. 
Auch unfer Kollege unterzeichnete, ohne ſich feiner Handlung recht 
bewußt zu fein, die Bürgſchaftserklärung. Als nach einigen Mo⸗ 
naten ſein Arbeitgeber aus der Bürgſchaft in Anſpruch genommen 
werden ſollte, lehnte er die Erfüllung ſeiner Pflichten aus dem 
Bürgſchaftsvertrage mit der Begründung ab, der Angeſtellte B. 
habe deine Vollmacht zur Eingehung eines Bürgſchaftsvertrages 
gehabt. Es kam zum Prozeß, der beim Reichsgericht mit der 
Feſtſtellung endete, daß unſer Kollege tatſächlich ſeine Vollmachten 
überſchritten hatte. Damit war der ganze Bürgſchaftsvertrag hin⸗ 
fällig. Der Gläubiger verlangt jetzt von B. den Erſatz des ihm 
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neue Werbemöglichkeiten 


ſind allen Werbern geboten. Jetzt kommt es auf die 


Werbearbeit 


an. Sie können jeden zuverläſſigen, deutſchen 
kaufmänniſchen Angeſtellten für unſeren 


verbanoͤ 


gewinnen. Denn wir nehmen jedes aus dem Afa⸗ 
bund. G. d. A. und anderen Verbänden ausſcheidendes 
Mitglied in den DH auf unter Anrechnung feiner 
dort erworbenen Rechte. 

Die Leiſtungen und Rechte, die ſich die zu uns über⸗ 
tretenden deutſchen Angeſtellten in ihren alten Ver⸗ 
bänden erworben haben, rechnen wir in voller Höhe an. 


Werber vor die Front! 


Es geht um den weiteren Ausbau des einzigen, leiſtungs⸗ 
fähigen Berufsverbandes, wir treten alle ein für den 


Dhv. 


1. 


durch die Ueberſchreitung der Vollmacht entſtandenen Schadens in 


Höhe von etwa 10000 Rm. Wir geben dieſen Fall bekannt, um 
unfere Mitglieder, die ihre Firmen in Gläubigerausſchüſſen ver⸗ 
treten, anzuhalten, ſich genau umſchriebene Vollmachten geben zu 
laſſen und nur im Rahmen dieſer Vollmachten Rechtshandlungen 
vorzunehmen. 


Briefe mit Sprachkleckſen. 


Ein belgiſches Speditionshaus bietet deutſchen Firmen ſeine 
Dienſte mit folgenden Briefe an: „Da wir ein der älteſten ufd 
wichtigſten Speditionshäuſer beſitzen, find wir in der Lage, ſparſame 
Verzollung und Weiterbeförderung alle Warenforten zu unternehr 
men. Wir werden Ihnen höflich bemerken laſſen, bei der ſehr bil⸗ 
ligen Preiſen die wir fragen, alle die Gewinnen die wirdt Ihnen 
unſere Vermittlung vorgeben. Die Cieferung der Wahren die Sie 
oder ſenden noch empfangen iſt oft ſehr eilig; wir würden dann 
Grensformalitäten am kürzeſten Zeitverlauf vermindern. Alle Ihre 
Sendungen würden ſo lange Wartungen in den Bahnhöfe aus⸗ 
weichen, da ſind diefe, durch Wartung Zoll⸗Erklärungen und Dokü⸗ 
menten, ſehr oft mit Wagons geſperrt. Mit der Hoffnung Sie 
werden, wenn nötig, unſere Dienſten prüfen und mit einem Verſuch⸗ 
ordnung uns beehren, zeichnen wir ..“ Halten Sie bitte 
dieſen Brief nicht für einen gut erfundenen Scherz! Uns hat die 
Urſchrift vorgelegen; wir könnten ſogar, wenn es nicht an Raum 
gebräche, einen ebenſo ergötzlichen Brief eines großen Neapeler 
Geſchäftshauſes zum beſten geben. Der Kollege, der uns beide 
Briefe zur Verfügung ſtellte, bemerkt dazu mit Recht: „Empfeh⸗ 
lungsbriefe mit Sprachkleckſen! Das find doch wirklich Schul⸗ 
beiſpiele dafür, wie notwendig es ift, eine fremde Sprache gründlich 
zu erlernen, wenn man ſich nicht lächerlich machen und das Gegen⸗ 
teil feiner Abſicht erreichen will. Och nehme zur Ehre meiner 
Berufskollegen an, daß kein deutfcher Kaufmann lich vor ſeinen 
ausländiſchen Geſchäftsfreunden mit ebenſo krauſem Franzöſiſch 
oder Italieniſch lächerlich macht. Immerhin habe ich feſtſtellen 
müffen, daß ſich mancher Kaufmannsgehilfe für einen „perfekten 
Auslandskorreſpondenten“ hält, der kaum über die Anfänge der 
Frembſprachenkenntnis hinausgekommen iſt. Die Kenntnis fremder 
Sprachen iſt ein wertvoller Beſitz, aber er wird nur mit Mühe er⸗ 
worben, und er wird nur durch ſtete Uebung behauptet.“ Befte 
Hilfe dabei leiſten Ihnen die Sprachenkurfe und die Sprachenſchulen 
unferes Berufsverbandes. 


Die Bürgſchaft. 


Durch den Bürgſchaftsvertrag verpflichtet ſich der Bürge 
gegenüber dem Gläubiger eines Dritten, für die Erfüllung der 
Verbindlichkeiten des Dritten einzuſtehen ($ 765 BGB.) Brund- 
lage für die Bürgſchaft bildet das Beſtehen eines Schuldver⸗ 
hältniſſes zwiſchen einem Gläubiger und einem Schuldner, das 
vom Geſetz Hauptverbindlichkeit genannt wird, weil aus dem 
Bürgſchaftsverhältnis ſich auch eine Nebenverbindlichkeit des 
Bürgen gegen den Gläubiger ergibt. Dieſer doppelte Anſpruch 
auf Befriedigung, einmal gegen den urſprünglichen Schuldner, 
den das Geſetz Hauptſchuldner nennt, und dann gegen den 
Bürgen, bildet das Weſen des Bürgſchaftsverhältniſſes. 
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Die Bürgſchaft als Sicherungsmittel kann, vorausgeſetzt, 
daß der Bürge jederzeit zu leiſten imſtande und zu leiſten 
gewillt iſt, vor ſachlichen Sicherheiten (Pfand, Sicherheitsuber⸗ 
eignung) den Vorzug verdienen wegen der Leichtigkeit, mit 
der der Anſpruch zu realiſieren und Befriedigung zu erlangen 
it. Dieſen Vorzug verdient die Bürgſchaft jedenfalls vor dem 
Pfande, das nich: ſtets und überall, wie z. B. ein börſen⸗ 
gängiges Wertpapier, veräußert werden kann. Andererſeits 
ergeben ſich erfahrungsgemäß leicht Mißhelligkeiten und Miß⸗ 
ſtimmungen auf ſeiten des Bürgen, ſobald er zahlen ſoll, und 
oft wird feine Jnanſpruchnahme nach Möglichkeit hinaus⸗ 
geſchoben, vielleicht auch zunächſt Befriedigung durch den Haupt⸗ 
ſchuldner verſucht werden, ſofern auf ein gutes Verhältnis zum 
Bürgen Wert gelegt werden muß. Es können aljo ſowohl 
Pfandrecht wie Bürgſchaft ebenſogut Vorteile wie Nachteile 
bieten, und ſie ſtehen deshalb als Sicherungsmittel im Bank⸗ 
verkehr, was ihren Wert und ihre Bedeutung anlangt, gleich— 
wertig nebeneinander. 

Durch die Bürgſchaft können Anſprüche jeder Art und in 
der großen im Bankverkehr vorkommenden Mannigfaltigkeit 
ſichergeſtellt werden, Anſprüche aus beſonderen Darlehen, aus 
dem laufenden Kontokorrentverkehr, aus Wechſeln, aus Bürg— 
ſchaſtsübernahmen der Bank, aus der Hergabe von Akzepten uſw. 
Die Bürgſchaft kann ferner auch für eine künftige oder eine 
bedingte Verbindlichkeit übernommen werden. Die Leiſtungs⸗ 
verpflichtung des Bürgen entſteht in dieſen Fällen mit der Be⸗ 
gründung der Forderung. 

Stets bleibt die Bürgſchafts verpflichtung abhängig von der 
Hauptverpflichtung ihrem Umfange, ihren Zahlungsbedingungen, 
der Bürge kann die dem Hauptſchuldner zuſtehenden Einreden 
auch ſelbſt geltend machen. Er verliert aber auch eine Einrede 
nicht dadurch, daß der Hauptſchuldner auf fie verzichtet (8 768 
BGB.). Demgegenüber kann der Bürge für eine Schuld, die 
geſtundet iſt, dis zur Fälligkeit der Schuld nicht in Anſpruch 
genommen werden; er kann die Zahlung verweigern, wenn 
die Hauptſchuld nichtig oder wenn ſie verjährt iſt. Hat der 
Gläubiger dem Huuptſchuldner die Schuld erlaſſen, ſo wird auch 
der Bürger frei; ſolange dem Hauptſchuldner das Recht zuſteht, 
das ſeiner Verbindlichkeit zugrunde liegende Rechtsgeſchäft an⸗ 
zufechten, kann auch der Bürge die Befriedigung des Gläu⸗ 
bigers verweigern (8 770 BBB). 

Die Bürgſchaft erliſcht, wenn die Hauptſchuld erliſcht, gleich⸗ 
viel ob dies durch Zahlung, Verzicht, Schenkung, Aufrechnung 
oder ſonſt irgendwie herbeigeführt wird. 

Für die Verpflichtung des Bürgen iſt der jeweilige Be⸗ 
ſtand der Hauptverbindlichkeit maßgebend. Dies gilt insbeſondere 
auch, wenn die Hauptverbindlichkeit durch Verſchulden oder 
Verzug des Hauptſchuldners geändert wird. Durch ein Rechts⸗ 
geſchäft, das der Hauptſchuldner nach der Uebernahme der 
Büraſchaft vornimmt, wird die Verpflichtung des Bürgen nicht 
erweitert (3 767 BEB), z. B. durch Verkürzung der Fällig⸗ 
keit, neue Vereinbarungen von Zinſen und Vertragsſtrafen, 
Verzicht auf Einreden, Vergleiche, Anerkenntniſſe. Eine Er⸗ 
weiterung der Verpflichtung des Bürgen kann vor allem nicht 
eintreten, wenn der Hauptſchuldner neue Verpflichtungen gegen 
den Gläubiger eingeht, insbeſondere wenn er eine neue Schuld 
aufnimmt. Dies iſt auch nicht als Erweiterung der alten Ver⸗ 
bindlichkeit, ſondern als Eingehung einer neuen anzuſehen, 
für die der Bürge ſelbſtverſtändlich nicht haftet, ſofern nicht 
die Bürgſchaft von vornherein auch auf neue Entnahmen aus⸗ 
gedehnt wird. So iſt es im Bankbetriebe allgemein üblich, 
daß der Bürge die Bürgſchaft bis zu einem beſtimmten Be- 
trage übernimmt und daß dem Hauptſchuldner im Kontokorrent 
Bewegungsfreiheit gelaſſen iſt, im Rahmen der Bürgſchafts⸗ 
ſumme auch neue Beträge zu entnehmen oder ſie wieder abzu⸗ 
heben, wenn er Rückzahlungen geleiſtet hat. Dieſes Recht 
muß aber im Bürgſchaftsvertrag feſtgelegt ſein. 

Eine Bürgſchaft ift in dieſer weitumfaſſenden und dehnungs⸗ 
fähigen Form möglich, weil ſie, wie oben bereits geſagt, auch 
für eine zukünftige und auch für eine bedingte Forderung 
beſtellt werden kann. 

Die Bürgſchafts erklärung in ihrer einfachſten Form muß 
ungefähr folgendermaßen lauten: 

„Herr X. ſchuldet dem Herrn Y. aus einem Darlehen den 
Betrag von 1000 RM. nebſt 4 v. H. Zinſen ſeit dem 1. Januar 
1928. Für alle dem Herrn P. aus dieſem Darlehen an Herrn 
T. zuftehenden Anſprüche übernehme ich Herrn Y. gegenüber 
die Bürgſchaft. Unterſchrift.“ 

Es iſt erforderlich, daß die Hauptverpflichtung bezeichnet 
und in einer alle Zweifel ausſchließenden Weiſe umſchrieben 
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wird und daß fih daran die Erklärung der Bürgſchaftsüber⸗ 
nahme anſchließt. Dieſe Erklärung braucht nicht das Wort 
Bürgkhaft zu enthalten, es kaun ebenſogut gejagt werden: 
„Für die Erfüllung dieſer Verbindlichkeit ſtehe ich ein, trete 
ich ein, für dieſe Verbindlichkeit leiſte ich Garantie“ u. a. m. 
jofern nur zweifelsfrei zu entnehmen iſt, daß der Bürge „für 
die Erfüllung der Verbindlichkeit einſtehen“ will. 

Zur Gültigkeit des Bürgſchafts vertrages iſt ſchriftliche Er⸗ 
teilung der Bürgſchaftserklärung erforderlich. Der Bürgſchafts⸗ 
vertrag kommt dadurch zuſtande, daß der Bürge die Bürg⸗ 
ſchaftserklärung dem Bläubiger übergibt und dieſer ſie formlos 
annimmt. Irgendeine weitere Form, z. B. Beglaubigung der 
Unterſchrift, iſt nicht erforderlich. 


Gedächtnis. 

Ein Kaufmann, der nichts im Kopfe behält, iſt ſchon darum ein 
halber Kaufmann. Die zarte Anmerkung des Vorgeſetzten, wie ſie 
mein verehrter „Ppa“ in die plaſtiſche Formel zu Kleiden pflegte: 
„Sie haben ein Gedächtnis wie ein Spatz!“, iſt für Lehrling wie 
Gehilſe nicht nur der Vorwurf eines entſchuldbaren Erbfehlers, 
ſondern der eines unverzeiglichen Mangels an „Geſchäftsintereſſe“. 
Es lohnt ſich durchaus, einige Anſrengung daranzuſetzen, um dem 
Übel zu ſteuern. Die beſten Regeln ſind verbluffend ſchlicht und alles 
andere als ein Adeptengeheimnis; man muß fie nur beſo gen! 

Das erſte, was vonndten iſt, iſt der Vorsatz. Man ſchenke 
einfach ſeinem Gedächtnis ffändige Aufmerkſamkeit und verbinde fie 
mit dem Willen, die Erinnerungsleiſtung fortdauernd zu ſteigern. 
Man dulchdringe dieſen Vorgang mit autoſuggeſtiver Kraft. Alſo, 
man erwarte nicht mit fragender Neugier, welches wohl das Er⸗ 
gebnis der Mühe ſein und ob wohl der Erfolg eintreten werde, 
ſondern man rede ſich von vornherein feſt ein, daß der Erfolg gewiß 
iſt, und mache obendrein jeden ſpürbaren Erfolg gleich dieſer Selbſt⸗ 
eingebung dienſtbar. Daß der Vorſatz die Art und die Dauer der 
Erinnerung beſt mmt, iſt jedem in der Praxis geläufiger als er 
vielleicht ahnt. Man merkt ſich eine Fernſprechnummer mit der 
Abſicht, ſie bis zur Herſtellung des Anruſes zu behalten, verbindet 
ſich mit dem Teilnehmer und — ſchon hat man auch die Nummer 
wieder vergeſſen. (Einige allerdings ſchmieren fie auch an die Zellen⸗ 
wand und erzie en ſich jo planmäßig zur Vergeßlichneit!) Man prägt 
ſich den Tag einer Sitzung ein, be ucht ſie — und bald hat man den 
Termin als nunmehr erledigt vergeſſen. (Einige tragen ihn auch ins 
Merkbuch ein, vergeſſen freilich, es zu rechter Zeit einzujehen!) 
Ebeno lernt man alles das blog dem Inhalte nach, was man nur 
dem Inhalte nach zu wiſſen braucht, und man lernt wörtlich, was 
man wörtlich wiſſen muß. Anderes präyt man ſich ein, um ſich 
jederzeit darauf beſinnen zu können, und ein drittes merkt man ſich, 
lediglich um es wiederzuerkennen. Künſtig müſſen Sie ſich — das 
iſt die Lehre daraus! — ernſtlich vornehmen, das für immer zu 
behalten, was für immer zu behalten nützlich iſt. Häufige Wieder⸗ 
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holung frei aus dem Gedächtnis iſt Probe und — Uebung zugleich. 

Das zweite nämlich iſt dieſe Uebung. Es bedarf dazu gar 
keinen Zeitaufwandes. Man beginne mit Leichtem, ſagen wir einer 
Vokabel, eines Namens, eines kurzen Zitates. Dieſer Gegenſtand 
— das ſei der Entſchluß! — ſoll von dem Gedächtnis zu ganz be⸗ 
ſtimmter Stunde dem Bewußtſein zurückgegeben werden — etwa am 
Abend vor dem Schlafengehen, andern Mittags nach dem Eſſen oder 
vielleicht jo oft Sie dem Freund Habdichgern begegnen. Die Ab⸗ 
ſtände zwiſchen dem Entihluß und den Erinnernwollen verlängere 
man allmählich, den Lernſtoff wähle man von Fall zu Fall umſang⸗ 
reicher! Wer ſich ein Gedicht oder — die ſicherſte Art, Sprachen zu 
lernen: — einen fremdſprachlichen Text einprägen will, der lerne 
nicht vers⸗, ſtrophen⸗ oder ſatzwei e, ſondern gleich im Ganzen, dabei 
find ſechs mal zehn Minuten, auf mehrere Tage verteilt, erheblich 
viel mehr wert, als einmal eine Stunde an einem Tag. Jede Wieder— 
holung iſt nach dem Gedächtnis zu verſuchen. Nicht nachgeben, wenn 
es ſtörriſch ſich weigert. Erſt, wenn einem das Erlernte durchaus 
nicht einfallen will, darf man die Naſe wieder ins Blatt ſtecken! 
Das — oſt verpönte — mechaniſche Auswendiglernen, hartnäckig und 
regelmäßig betrieben, ſtärkt das Gedächtnis ungemein, auch auf den 
Gebieten, die der Uebung dem Stoffe nach fernliegea. 

Beſonders ſchwer iſt es für manchen Menichen, Zahlen zu be- 
halten. Für ihn bewährt es ſich nicht ſelten, wenn er drangeht die 
Größenverhältniſſe der Ziffern innerhalb der ſpröden Zahl zu ermitteln. 
Alſo 4884: vier vorne, vier hinten, das Doppelte zweimal in der 
Mitte. Oder 1234: ens, zwei, drei und vier in unmittelbarer Folge. 
Es iſt nicht erforderlich für den Erfolg, daß ſolche Unterſuchung immer 
zu einem ſinnvollen Ziele führt (ganz abgeſehen davon, daß ſie ſich 
zumeiſt nicht ſo plump aufdrängt, wie hier in den Beiſpielen), die 
Hauptſache iſt überhaupt das nachdenkliche Spielen mit der Zahl. 
Es wird übrigens bald unbewußt geſchehen. Es gibt noch künſtlichere 
Methoden fürs Zah enmerken, die Mnemotechnik. Sie ähnelt dem 
Knoten im Taſchentuch; ſie iſt wie dieſer unter Umſtänden eine ſehr 
brauchbare Krücke, aber für die eigentliche Stärkung des Gedächtniſſes 
ohne erheblichen Wert 

Die dritte Unwerung verlangt die Hinlen kungen der Auf⸗ 
merk amkeit auf das gedächtnismäßig zu beherrſchende Arbeitsgebiet 
insgeſamt. Die Aufmerkſamkeit muß dauernd das Feld überſtrahlen 
und ſich ſofort ſelbſttätig verdichten, ſobald ſich auf dem Felde etwas 
von Bedeutung zeigt. Beſlehen dieſer Zuſtand und dieſe Bereitſchaft 
nicht aus vorhandener Neigung, dann erzwinge man ſie durch den 
Willen! Die Vergeßlichkeit für Geſchäftsvorgänge hat ihre Urſache 
vor allem in dieſer mangelnden Sammlung auf das Arbeitsgebiet im 
im Ganzen, iſt demnach in der Tat — mangelndes Geſchäfts ntereſſe, 
wie denn überhaupt die Gleichgültigkeit der Tod für jegliches Ge⸗ 
dächtnis iſt. Und nicht nur für das Gedächtnis! 


Aus unſerer Kechtsſchutztätigkeit⸗ 
Der gekündigte jüdiſche Angeſtellte. 


In einem großen Warenhauskonzern war, wie in anderen auch, 
eine Erneuerung an Haupt und Gliedern nötig, die ſelbſtverſtändlich 
umfangreichen Perſonawechſel mit fich brachte. Einer der gekündig⸗ 
ten jüdiſchen Angeſtellten, deren Einſpruch um der Erhaltung des 
Betriebes willen zurückgewieſen werden mußte, verklagte den Ange⸗ 
ſtelltenrat vor dem Berliner Arbeitsgericht mit der dreiſten 
Behauptung, der Angeſtelltenrat habe durch die Zurückweiſung des 
Einſpruchs ſeine Amtspflicht verletzt. Das Arbeitsgericht hat in aus⸗ 
giebiger Beweiserhebung feſtgeſtellt, daß der Angeſtelltenrat im Gegen⸗ 
teil ſeine Pflichten auf das ſorgfältigſte erfüllt hat. Wie weit vor 
der Neuordnung der betreffende Warenhauskonzern verjudet war, 
ging ſchon daraus hervor, daß außer im Vorſtand und Aufſichtsrat 
auch in den Zweiggeſchäſten jüdiſcher Einfluß vorherrſchte; nicht 
weniger als 48 von den 84 Zweiggeſchäften waren mit jüdiſchen 
Leitern beſetzt. Trotzdem die Neuordnung des Betriebes die reſtloſe 
Entlaſſung der jüdiſchen Angeſtellten notwendig machte, hat der 
Angeſtelltenrat die ſozialen Verhältniſſe jedes einzelnen der gekündig⸗ 
ten jüdiſchen Angeſtellten geprüft. Eine Haftung des Angeſtelltenrats 
hätte nur in Frage kommen können bei Zurückweisung von Ein⸗ 
ſprüchen aus unſach ichen Motiven. Hier aber hat der Angeſtellten⸗ 
rat ſtreng sachlich geurteilt; er mußte über das Einzelintereſſe das 
Wohl des Betiiebes ſtellen, von deſfen Erhaltung mehr als 20000 
Angeſtellte und Arbeiter abhängen. So wies das Gericht die Klage 
verdientermaßen ab; es entſchied, daß der Angeſtelltenrat mit Recht 
den Einspruch gekündigter jüdiſcher Angeſtellten zurückweiſt, wenn 
der Betrieb um ſeiner Aufrechterhaltung willen möglichſt von Juden 
gereinigt werden muß. (8a AC 374/33.) 


Anrichtige Auskunft macht ſchadenserſatzpflichtig. 


Das Landesarbeitsgericht in Breslau hatte zu entſcheiden, ob 
eine Firma wegen einer wahrheitswidrigen Auskunft über einen aus⸗ 
geſchiedenen Angeſtellten ſchadenserſatzpflichtig gemacht werden kann. 
Dem Prozeß lag folgender Tatbeſtand zugrunde: Der Reiſende B. 
mußte am 5. Mai 1928 bei feiner Firma ausſcheiden. Es kum ſ. 3. 
zum Prozeß, der mit einem Vergleich endete, wonach der Arbeitgeber 
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zur Abgeltung aller Anſprüche 100 RM zahlte und ſich verpflichtete, 
dem Reiſenden B. ein Zeugnis zu erteilen, daß er ehrlich und fleißig 
geweſen ſei und Erfolg erzielt habe. Das Zeugnis iſt dann auch 
in dieſem Sinne ausgeſtellt worden. 

Als ſich B. aber in der Folgezeit um Stellungen bewarb und 
ſich dabei unter anderem auch auf ſeinen bisherigen Arbeitgeber 
berief, teilte dieſer zwei anfragenden Firmen mit, daß B. nicht 
auftragsgemäß gearbeitet habe, daß ſich bei dem Einziehen von 
Geſchäftsguthaben durch B. Unjtimmigiteiten ergeben hätten, und 
daß er B. aus dieſen Gründen nicht empfehlen könne. 

B. entgingen auf Grund dieſer Auskünfte zwei Stellungen. Für 
den Berdienſtausfall machte er feine frühere Frma verantwortlich, 
weil ſie die Auskünfte vorſätzlich unrichtig erteilt habe. Die Firma 
wurde zur Zahlung von 1500 RM Schadenserjaz verurteilt. In 
der Begründung des Urteils heißt es u. a.: 

„Der Beklagte war an ſich überhaupt nicht verpflichtet, Auskunft 
über den Kläger zu erteilen, ſondern konnte ſie ablehnen oder auf 
das von ihm erteilte Zeugnis verweiſen. Wenn er aber Auskünfte 
geben wollte, dann mußten ſie inhaltlich gemäß dem Vergleich in dem 
früheren Rechtsſtreit ausfallen, durften alſo darin nicht abweichen, 
daß dem Kläger Ehrlichkeit, Fleiß und erfolgreiche Tätigkeit zu⸗ 
zuerkennen fei. Aber auch abgeſehen davon, waren die Auskünfte 
nicht völlig den Tatſachen entſprechend, wie das Arbeitsgericht zu⸗ 
treffend ausgeführt hat, Denn der Zeuge L. hat nicht bekunden 
können, daß ji der Kl. derartige Unregelmäßigkeiten hätten zu⸗ 
ſchulden kommen laſſen. Der Zeuge bezeichnet es nur als „wahr- 
ſcheinlich“, daß der Kläger eine Saumfeligkeit begangen habe. Selbſt 
wenn das aber der Fall gewe ken fein ſollte, bedurfte es keiner Be: 
rückſichtigung in der Auskunft da der Kläger damals noch nicht ein⸗ 
mal volljährig war und deshalb nachſichtiger beurteilt werden mußte 
als ein Angeſtellter in dem durchſchni tlichen Alter dieſer Arbeits 
nehmerart. Daß es dem Kläger auf Grand der Nussün)ie mindeſtens 
ſehr erſchwert werden würde, eine neue Stellung zu erlangen und 
dadurch für ihn ein dauernder Schaden ent ehen konnte, war dem 
Beka ten ſicherich bewußt, wobei übrigens ſchon der bedingte Vor⸗ 
ſatz genügt (RG. Warn. 08 518). Zu mindeſten hat er bei der 
Auskunfterteiluug grob fahrläſſig gehandelt, wenn er zur Beurteilung 
der Leiſtungen des Klägers nach Jahren einige Kleinigkeiten hervor⸗ 
geſucht hat, die noch nicht einmal einwandfrei dewiejen waren. 
(RB. 72/175; DIS. 20/590.) Urteil des Landesarbeitsgerichts Breslau 
vom 23. 6. 1933 — 15a S 74/33. 


Bei unberechtigter Entlaſſung 


Das Reichsarbeitsgericht iſt der Auffaſſung, daß der Arbeitneljmer, 
um den Arbeigeber in Annahmeverzug zu jezen, ſich nicht nur dem 
Arbeitgeber gegenüber wörtlich zur Dienſtleiſtung bereit erklären, 
ſondern die Dienſte auch tatſächlich anbieten muß. Eine Verpflich⸗ 
tung zu einem ſolchen Angebot der Dienſte beſteht allerdings dann 
nicht, wenn ihm durch die Form der Eutlaſſung, 3. B. Verweifung 
von der Arbeitsſtelle, feine fernere Denſtleiſtung überhaupt unmöglich 
gewacht iſt. Wir empfehlen zur Vermeidung jeden Streites im Falle 
unberechtigter Vertragsauflöſung, dem Arbeitgeber ſtets unter Wider⸗ 
ſpruch gegen die Entlaſſung tatſächlich die Dlenſte anzubieten. Im 
übrigen jnfort die Rechtsſchutzabteilung zu Rate ziehen! 


Anhaltende Krankheit. 


Als ein wichtiger Grund, der den Arbeitgeber zur Kün⸗ 
digung ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt berechtigt, iſt 
es nach § 72 HBB (und auch nach § 1336 der Gewerbe⸗ 
ordnung) anzuſehen, wenn der Angeſtellte durch anhaltende 
Krankheit an der Verrichtung ſeiner Dienſte verhindert iſt. 

Was unter anhaltender Krankheit zu verſtehen iſt, führt 
das Landesarbeitsgericht Berlin in einem Urteil vom 24. Januar 
1933 — 107 S. 2252/32 — aus: e 

Eine Krankheit iſt als anhaltend anzuſehen, wenn fo 
ihr Ende nicht abſehen läßt oder ſie vorausſichtlich noch erheblich 
lange dauern wird (vergl. Staub Komm. zum HBB. 14. Aufl, 
1932 8 72 Anm. 8, v. Landmann, Komm. z. RED 8 Aufl. 
1932 Bd. II, 2. Teil S. 587). Dabei kommt es für die Ent⸗ 
ſcheidung auf die Lage an, wie ſie ſich zur Zeit geſtaltet, in 
der die Entlaſſung ausgeſprochen wird. Iſt in dieſem Zeit⸗ 
punkt die Krankheit als in abſehbarer verhältnismäßig kurzer 
Zeit endend anzuſehen, ſo iſt ſie keine anhaltende Krankheit, 
wobei es nicht von ausſchlaggebender Bedeutung iſt, daß ſie 
bis zu jenem Zeitpunkt bereits erheblich lange gedauert hat. 
Es kommt vielmehr entſcheidend die Dauer in Betracht, die 
der Krankheit für die Zukunft noch beizumeſſen iſt (vergl. 
Staub und Landmann a. a. O., DORB Karlsruhe i. Eutſch. der 
DLB Bd. 3 S. 77, Os Kaſſel im „Recht“ 1904 S. 634 Nr. 
2764). Weiter ſteht aber die Berufungskammer auf dem 
Standpunkt, daß für die Entſcheidung die ſubjektive Auffaſſung 
des Arbeitgebers maßgebend iſt, zu der er auf Grund unbe⸗ 
fangener Prüfung unter Berückſichtigung der gejamten Um. 
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Notopfer 


für die Stellenloſen pünktlich mit dem Verbandsbeitrag zu 
entrichten. Wer die Zuſatzdelträge nicht bezahlt, verwirkt 
feinen Anſpruch auf die Stellenloſenunter ſtützung und die 
anderen Leiſtungen unſeres Verbandes. 


In der heutigen Notzeit müſſen die noch in Stellung tätigen Kollegen 
dieſes Opfer fur ihre ſtellenloſen Berufskameraden bringen. 


INN 


ſtände gelangt iſt nicht jedoch der Befund, wie er durch je: 
weilige ärztliche Unterſuchung feſtgeſtellt werden kann. (Staub 
8 72 Anm. 8). 

Unter Anwendung dieſer Grundſätze führt das Landes» 
arbeitsgericht in dem Urteil weiter aus, daß man nicht mehr 
von einer anhaltenden Krankheit ſprechen könne, wenn ein 
Angeſtellter zwar bereits weit über 6 Wochen krank iſt, aber 
im Augenblick der Kündigung dem Arbeitgeber bereits glaub⸗ 
haft mitgeteilt hat, daß er in etwa 8 Tagen wieder im Dienſt 
erſcheinen werde. 


Kündigung vor Dienſtantritt unzuläſſig. 


Es geſchieht zuweilen, daß ein Geſchäftsherr oder ein 
Kaufmannsgcehilfe das Dienſtverhältnis vor Beginn des Dienſtes 
ſchon wieder kündigt. In Rechtſprechung und Literatur war 
es bisher ſehr umſtritten, ob eine ſolche Kündigung des Dienſt⸗ 
vertrages zuläjlig iſt oder nicht. Das Reichsarbeitsgerſcht hatte 
ſich kürzlich mit der aufgeworfenen Frage zu befaſſen. Es 
hat mit Urteil vom 5. Juli 1933 — Rag 114/33 — entſchieden, 
daß eine Kündigung vor Dienſtantritt unzuläſſig iſt. Aus den 
Entſcheidungsgründen nehmen wir folgende wichtige Grundſätze 
heraus: Entgegen der vielfach im Schrifttum vertretenen An⸗ 
ſicht iſt davon auszugehen, daß ein Dienſtvertrag, welcher erſt 
von einem in der Zukunft liegenden Zeitpunkt an ſeinen An⸗ 
fang nehmen ſoll, nicht für einen Termin gekündigt werden 
kann, der vor dieſem Zeitpunkt liegt. Schon der Begriff der 
Kündigung im Gegenſatz zum vereinbarten oder geſetzlichen 
Rücktrittsrecht ſetzt mit Notwendigkeit den Beginn des Dienſt⸗ 
verhältniſſes als ſolchen voraus, das als Dauerrechtsverhält⸗ 
nis mit dem Austauſch der beiderſeitigen Leiſtungen angefangen 
hat. Wenn im Schrifttum geltend gemacht wird, der Zweck 
der Kündigungsfriſt ſei nur der, daß jeder Teil genügende 
Zeit vorher vor dem Ende des Arbeitsvertrages Kenntnis er⸗ 
halte und für dieſen Zweck der Zeitpunkt des Austritts keine 
Rolle ſpiele, ſo wird ſowohl die Bedeutung des aufſchiebend 
befriſteten Termins des Dienſtvertrages, als auch die Bedeu⸗ 
tung der Kündigung im Gegenſatz zu der des Rüchktritts nicht 
beachtet. Die Zulaſſung einer vorherigen befriſteten Kündigung 
würde daher einer Vertragsweigerung gleichkommen, ohne 
daß die Vorausſetzungen des von der Kündigung ſcharf zu 
unterſcheidenden Rücktrittsrechtes vorzuliegen brauchen. 


Die Bedeutung der Probezeit. 

Der Umgehung der geſetzlichen Kündigungsfriſt für Kauf⸗ 
mannsgehilfen hat das Arbeitsgericht Berlin in einem Urteil 
(12 AC 617/33) einen Riegel vorgeſchoben. Es urteilt: 

„Nachdem die Beklagte den Kläger weder nach der erſten 
noch nach der zweiten Probewoche ſondern erft am 4. 7. 33 
zum 8. 7. 33 gekündigt hat, hat ſie damit zum Ausdruck 
gegeben, daß ſie mit der Probetätigkeit des Klägers in den 
erſten beiden Wochen zufrieden war. Die Vereinbarung 
vom 17. 6. 33, in der eine Höchſtdauer der Probezeit über⸗ 
haupt nicht vorgeſehen iſt, kann nicht als rechtswirkſam 
angeſehen werden. Danach würde der Kläger, wenn ſich 
das Anſtellungsverhältnis über mehrere Jahre erſtrecken 
würde, niemals wiſſen, ob er noch in der nächſten Woche 
weiter beſchäftigt werden würde. Da außer der Kündigungs⸗ 
friſt von einer Woche eine Anſtellungsdauer überhaupt nicht 
vorgeſehen iſt, ſo gilt das Arbeitsverhältnis als für unbe⸗ 
ſtimmte Zeit eingegangen. Die Abſicht der probeweiſen 
Beſchäftigung iſt nur Beweggrund und für den Vertrags⸗ 
inhalt bedeutungslos“. 

Dem Kläger wurde gemäß der Kündigungsfriſt des 
8 66 des HGB das Gehalt bis zum Ablauf des Kalender⸗ 
vierteljahres zugeſprochen. 
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Mitteilungen 


Taſchenbuch für den Bank - Kaufmann. Ende 
November erſcheint in unſerem Selbſtverlag ein praktifches 
Handbuch, das in ſeiner Vielgeſtaltigkeit und in feinem Preis 
beſonderen Anklang bei allen intereſſierten Kollegen finden 
wird. Es iſt das früher vom Deutſchen Bankbeamten-Berein 
herausgegebene Taſchenbuch für Bankbeamte, das mit ver⸗ 
ändertem Geſicht und in allen fachlichen Teilen neu bearbeitet 
erſcheint. 

Ueber 320 Seiten Umfang, Leinenband, Preis für DAB: 
Mitglieder nur 1. — Rm. 

Das Buch iſt in erſter Linie natürlich für die Kollegen 
im Bankgewerbe geſchrieben. In Nr. 3 des Bank⸗Kaufmanns 
war es bereits angekündigt. Da ſein Inhalt aber auch bei 
den Kollegen in Handel und Induſtrie Anklang finden wird, 
die ihrerſeits mit dem Bankverkehr zu tun haben, wollen wir 
das Taſchenbuch auch den Ortsgruppen anbieten. 

Wir beſchränken uns heute auf die Vorankündigung und 
laſſen weitere Mitteilungen folgen. 


Anſere Berufsbildungsarbeit 1933/34. 


Wir können mit großer Befriedigung feſtſtellen, daß unſerem 
Rufe, gerade in dieſem Jahre die Berufsbildung in unſeren 
Mitgliederkreiſen zu fördern, Folge geleiſtet wurde. Wir 
ſtellen feſt, daß ſich in einzelnen Ortsgruppen die Mitglieder 
zu Arbeitsgemeinſchaften zuſammengeſchloſſen haben, um ihre 
Kenntniſſe in der polniſchen Sprache zu vervollkommnen. Es 
beſtehen Arbeitsgemeinſchaften in Polniſch für Fortaeſchrittene in 
den Ortsgruppen Bismarckhütte und Schwientochlowiz. In der 
Ortsgruppe Tarnowitz hat der nimmermüde 2. Vertrauensmann 
alle Kollegen, insbeſondere die jüngeren zu einem Lehrgang 
„Polniſch⸗Deutſch“ zuſammengerufen. Ueberall ſtellen wir eine 
gute Beteiligung feſt. 

Aber auch andere Lehrgänge ſind in verſchiedenen Glie⸗ 
derungen angeſetzt. In der Ortsgruppe Tichau haben die Mit⸗ 
glieder einen Lehrgang für Einheitskurzſchrift begonnen, an 
dem ſich insbeſondere ältere Kollegen beteiligen. Auch die 
Fortbildung in dieſem Berufsfach iſt notwendiger denn je 
geboten. Die Ortsgruppe Tichau kann als kleinſte Gliederung 
unjerer Gewerkſchaft anderen Ortsgruppen als Vorbild dienen. 

Höffentlich können wir in unſerer nächſten Monatsſchriſt 
darüber berichten, daß die Fortbildungslehrgänge in allen Orts» 
gruppen durchgeführt werden. Unſere Kollegen müſſen auch 
noch in anderen beruflichen Fächern, wie z. B. Maſchinen⸗ 
ſchreiben, Buchhaltung, Bilanz und Steuerrecht, Waren⸗ 
kunde uſw. geſchult werden. Vor allem machen wir es den 
jüngeren Kollegen zur Pflicht, ſich an den Uebungsfirmen in 
Kattowitz oder Königshütte zu beteiligen. Auch hier hat die 
Arbeit bereits eingeſetzt, allerdings iſt die Beteiligung noch 
nicht zufriedenſtellend. Schließlich wollen wir noch erwähnen, 
daß die beiden Wochenendlehrgänge „Warenkunde hinterm Laben⸗ 
tiſch“ und „Bilanz und Steuerrecht“ in unſeren Mitgliederkreiſen 
guten Anklang geſunden haben. An dem 1. Lehrgang betei⸗ 
ligten ſich 33 Kollegen, am 2. 16 Kollegen. Um noch eine 
größere Zahl von Berufsangehörigen zu vereinigen, werden 
beide Wochenendlehrgänge im Frühjahr nächſten Jahres ent⸗ 
weder in Kattowitz oder Königshütte wiederholt. 

Wir wollen alſo durch dieſe Wochenendtagungen jedem 
einzelnen Kollegen die Möglichkeit zur welteren beruflichen 
Fortbildung und Ertüchtigung geben. 

Wir erwarten aber von allen unſeren Berufskameraden, 
daß ſie in der gegenwärtigen Zeit danach ſtreben, in ihrem 
Berufe Vorbildliches zu leiſten, um ſich dadurch ihren Arbeitsplatz 
zu erhalten. Kor. 


Kollegen! 


Der bekannte Kaufmannsdichter Fritz Müller, Partenkirchen, 
iſt von der Ortsgruppe Beuthen OS. des DH zu einem 


„Lröhlichen Fritz Müller⸗Abend“ 

verpflichtet worden. Dieſer Autoren⸗Abend findet am Mittwoch, 
den 15. November 1933, abends 8,15 Uhr in Beuthen OS., 
Oſtlandſtraße, Aula des Realgymnafium ſtatt. Als Eintrittsgeld 
werden 50 Groſchen oder 25 Pfg. erhoben. Alle Kollegen mit 
Ihren Angehörigen find herzlichſt eingeladen. 
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veranſtaltungs⸗Anzeiger⸗ 
Ortsgruppen: 


Kattowitz. 
Diensta abends 8 Uhr Mitgliederverſammlung im großen 
7 en Saale des Ehriftl. Hoſpiz. Kurzer geſchäftlicher 
men Teil. Anſchließend: 
f 0 
„Schleſiſcher Abend“. 
Geſelliges Zufammenfein mit Angehörigen. Ferner iſt für Ende 
des Monats eine Veſichtigung der Fabrik für optiſche Inſtru⸗ 
mente von Wyk vorgeſehen. Einzelheiten werden noch be» 
kanntgegeben. 
Königshütte. 
Santa abends 7 Uhr in der Turnhalle des Deutſchen 
5 Monbe, | Privatgymnaſiums Muſtkabend der DHB-Mufik- 
. gilden, für Mitglieder und deren Angehörige. 
8 abends 8 Uhr Mitgliederverſammlung im Hotel 
> | Graf Reden, Weinzimmer. Kurzer geſchäftlicher 
Teil und anſchließend Vortrag: „Die Literatur, 
ein Spiegel der Zeit“. 
Schwientochlowitz. 
abends 8 Uhr Mitgliederverſammlung bei 
er Frommer. Kurzer geſchäftlicher Teil. Anſchlie⸗ 
= ßend hält Gymnaſiallehrer Schwierholz einen 
Lichibildervortrag über: „Der deutſche Raum“. Die Angehörigen 
unjerer Mitglieder, Freunde und Bekannte ſind herzlichſt ein⸗ 
geladen. In dieſem Monat findet, wie bereits im Arbeitsplan 
angegeben, die Beſichtigung der Chem. Fabrik Kollontay ſtatt. 
Näheres wird durch Rundſchreiben bekanntgegeben. 


Friedenshütte. 

nag vorm. 10,30 Uhr Mitgliederverſammlung in 

19 5 51 Antonienhütte bei Witolla. Kurzer geſchäftlicher 
Teil und Vortrag: „Der Wirtfchaftsraum von 

morgen“. 

Bismarckhütte. 


abends 8 Uhr bei Glodek Mitgliederverſamm⸗ 
lung. Kurzer geſchäftlicher Teil. Anſchließend 
Vortrag: „Der Wirtſchaftsraum von morgen“. 


Donnerstag 
9. Novbr. 


3 abends 7.30 Uhr Muſikabend im Kath. Ver⸗ 
19 Novbr einshaus. Veſondere Einladungen ergehen noch. 
Lipine. 

vorm. 10 Uhr Mitgliederverſammlung bei Sobtzik. 

I Kurze geſchäftliche Mitteilungen. Anſchließend 
——— Vortrag des Koll. Kraf. über ein intereſſantes 
Thema. Näheres wird noch bekanntgegeben. 
Tarnowitz. 
n abends 8 Uhr Mitgliederverſammlung im Deut⸗ 
21 nk ſchen Privatgymnaſium. Beſondere Einladungen 
I ergehen noch. 


Schoppinitz. 
abends 8 Uhr Mitgliederverſammlung bei Kozlik. 
Kurze geſchäftliche Mitteilungen. Anſchließend 


1 
Lichtbildervortrag über Poſen. 


16. Novbr. 


Ruda. 
abends 6 Uhr bei Kurzawa Mitgliederverſamm⸗ 
lung. Geſchäftliche Mitteilungen und anſchl. 


| Montag | 
e eee Vortrag „Der deutſche Angeſtellte als Glied 


der Volksgemeinſchaft“. 


Tichau. 
Frefta abends 6,30 Uhr bei Seemann Mttgliederver⸗ 
10 nr ſammlung. Geſchäfil. Mitteilungen und Vortrag 


„Was wir wollen“. 


„Monatsweiſer“ 


8. Jahrgang. 


Deutſcher Handels⸗ u. Induftrieangeſtellten⸗Verband 
DH V. Bielitz. 

Freitag | abends 8 Uhr Monatsmitgliederverſammlung 

24. Novbr. | im Schülerheim Nordmark. Kurzer geſchäftlicher 

— Teil. Anſchließend Lichtbildervortrag. Beſondere 

Einladungen ergehen noch. 


D = P P . 
7 


Der Tag der Eniſcheidung iſt da! 


Der einzige Berufsverband der deutſchen Kaufmanns⸗ 
gehilfen iſt der OHes. Das verpflichtet alle DH Wer 


zum vollen Einfatz für ihren Verband. Auch der letzte 
Unorganiſterte und in einem falſchen Verband ſtehende 
im Betriebe muß davon überzeugt werden, daß es jetzt 
nur eins gibt: 


Hinein in den DHV! 


7 
> 


Lehrgängen und u, 


Junge Kaufmannsgehilfen bis zu 30 Jahren, 


die eine ordnungsgemäße Lehrzeit durchgemacht haben u. ſtellungslos ſind, gehören 


in die Arbeitsgemeinſchaft des 990. 


== Ein Beitrag wird nicht erhoben, lediglich eine Aufnahmegebühr 
von 2.— 21., (die in 2 Raten gezahit werden kann und für 
ahr gilt) iſt zu entrichten. Aufnahmeanträge find bei der 
„ SGeſchäftsſtelle zu haben. 


E 
Nachruf! 
Am 20. Oktober d. Is. verſtarb unſer langjähriges 
Mitglied, 
Mitgl.⸗Nr. 
Herr Joſef Gregorczyk, 95023 
aus Königshütte. 
Wir bedauern aufrichtig das Hinſcheiden unſeres Kollegen. 
Sein Andenken wird uns in ſteter Erinnerung bleiben. 
Kattowitz, im November 1933. 
Der Hauptvorſtand. Die Ortsgruppe Königshütte. 


Für die Redaktion verantwortl. Leo Koruschowitz, Katowice, ul. Sw. Jana 10 
Druck: Kurier Sp. 2 C. p. Katowice. 


